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RECHTSGRUNDLAGEN (AUSWAHL) 

Grundlagen dieser Flächennutzungsplanänderung sind: 

1. Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBI. I S. 
2414), das durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1722) geändert 
worden ist.  

2. Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung -
BauNVO) in der Bekanntmachung der Neufassung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548). 

3. Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 
(Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I 1991 S. 58), 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509). 

4. Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert  
durch Artikel 19 des Gesetzes vom 13. Oktober 2016 (BGBl. I S. 2258). 

5. Landesgesetz zur nachhaltigen Entwicklung von Natur und Landschaft (Landesnaturschutzge-
setz - LNatSchG) in der Fassung vom 06. Oktober 2015 (GVBl. 2015, 283). 

6. Denkmalschutzgesetz (DSchG) vom 23. März 1978 (GVBl. S. 159), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 03. Dezember 2014 (GVBI. S. 245) 

7. Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO) in der Fassung vom 31. Januar 1994 
(GVBl. S. 153), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Dezember 2015 
(GVBI. S. 477). 

 

 

 Die vorliegende Flächennutzungsplanänderung besteht aus  

  der Planzeichnung im Maßstab 1 : 5.000,  

  der Begründung mit Umweltbericht, 

  den Rechtsgrundlagen sowie 

  den Verfahrensvermerken. 
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1 KURZDARSTELLUNG DES INHALTS 

Die Änderung des Flächennutzungsplans zielt auf eine Arrondierung von gewerblichen Bauflächen 
im Nordwesten des bestehenden Gewerbe- und Industriestandortes ‚Gewerbepark Hunsrück-Mosel  
-HuMos-’. Hinzu kommen zugeordnete landespflegerische Darstellungen. 

Die mit der Änderung überplante Fläche hat einen Umfang von rund 6 ha.  

2 PLANUNGSZIELE 

Hintergrund der Planung ist die Absicht des Zweckverbandes Gewerbepark Hunsrück-Mosel 
-HuMos-, die jetzt verfügbaren Flächen dem bestehenden Areal zuzuschlagen. Ein ortsansässiger 
Betrieb hat konkrete Ausbauabsichten bekundet und bereits erste Planungsüberlegungen vorgelegt. 

Da es sich um eine sinnvolle Abrundung der bestehenden Gewerbefläche mit engen Standortver-
flechtungen handelt, kommen andere Teile des Verbandsgebietes, die bereits als gewerbliche Bau-
fläche gewidmet sind, für die Ansiedlung nicht in Betracht.  

Mit der Änderung des Flächennutzungsplans sollen die Grundzüge der städtebaulichen Entwicklung 
geregelt und die planungsrechtlichen Voraussetzungen für den parallel betriebenen Bebauungsplan 
geschaffen werden.  
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3 LAGE UND EINORDNUNG DES PLANGEBIETES 

Die Planungsfläche schließt nordwestlich an das bestehende Teilgebiet 1 und östlich an das Teilge-
biet 3 des Gewerbeparks Hunsrück-Mosel -HuMos- an. 

Topografisch gesehen handelt es sich um einen Nordosthang. Damit ist eine Sichtbarkeit der Fläche 
von Norden von Morbach her gegeben. 

Luftaufnahme mit Abgrenzung des Geltungsbereichs. Das dargestellte Teilgebiet 2 ist Vorratsfläche für eine eventuelle 
künftige Erweiterung. Quelle: Landesamt für Vermessung und Geobasisinformation Rheinland-Pfalz (2014) Luftbild, 
ohne Maßstab, Koblenz.       

Das Plangebiet wird bisher landwirtschaftlich genutzt. Dabei herrscht Ackerland vor. Westlich 
schließen sich Waldflächen an. Im äußersten Nordosten, außerhalb des Geltungsbereichs, befinden 
sich Regenrückhalteeinrichtungen zu den bestehenden gewerblichen Flächen sowie, in Tieflage, 
Feuchtgrünland, das teilweise nach § 28 Landesnaturschutzgesetz1 (LNatSchG) als geschütztes 
Biotop anzusehen ist.   

                                           
1  Hinweis: Im rechtskräftigen Flächennutzungsplan ist das geschützte Biotop gemäß § 28 Landesnaturschutzgesetz 

von Rheinland-Pfalz enthalten. Jetzt gilt analog § 30 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) 

Teilgebiet 3 

Teilgebiet 1 

Teilgebiet 2                   
(Option) 
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4 BISHERIGE DARSTELLUNGEN IM FLÄCHENNUTZUNGSPLAN UND GEPLANTE 
UMWIDMUNGEN 

Im rechtskräftigen Flächennutzungsplan der Gemeinde Morbach ist das Plangebiet der Änderung als 
Fläche für die Landwirtschaft und als geplante Ausgleichsfläche dargestellt.  

Auszug aus dem rechtsgültigen Flächennutzungsplan der Gemeinde Morbach mit Kennzeichnung des Änderungsbe-
reichs, Datengrundlage Karte: Geobasisinformationen der Vermessungs- und Katasterverwaltung Rheinland-Pfalz. 

Gegenüber den derzeitigen Ausweisungen soll die künftige bauliche Nutzung weiter nach Nordosten 
fortgeführt werden. Dies erfordert die Umwidmung von rund 6 ha landwirtschaftlicher Fläche und 
geplanter Ausgleichsfläche in gewerbliche Baufläche. Weiterhin ist die Verlängerung der nördlich 
angrenzenden Ausgleichsfläche sowie die Verlegung der Eingrünung nach außen, entlang des östli-
chen Gebietsverlaufs, vorgesehen.  

Zur Sicherung der landespflegerischen Kompensation in enger räumlicher und funktionaler Zuord-
nung zu den künftig überbauten Bereichen sollen Ausgleichsflächen im Geltungsbereich selbst bereit 
gestellt werden.  

5 VERHÄLTNIS ZUR REGIONAL- UND LANDESPLANUNG 

Die landesplanerische Stellungnahme gemäß § 20 Landesplanungsgesetz wurde bereits zur 1. Än-
derung des Flächennutzungsplanes eingeholt und enthielt demnach bereits Aussagen zu den jetzigen 
Erweiterungsflächen. Es wird davon ausgegangen, dass die landesplanerische Stellungnahme wei-
terhin anwendbar ist. Auf die zentralen Aussagen wird im Folgenden Bezug genommen:  

In der Zusammenfassung der landesplanerischen Stellungnahme wird als Ergebnis festgestellt, 
“…dass die geplante Änderung von landwirtschaftlichen Flächen und Grünland in gewerbliche Flä-
chen und Gebietseingrünung/neu zu schaffende landespflegerische Ausgleichsflächen im Flächen-
nutzungsplan unter Beachtung bzw. Berücksichtigung der in dieser landesplanerischen Stellungnahme 



Gemeinde Morbach • 2. Änderung des Flächennutzungsplans  
im Bereich ‚Gewerbepark Hunsrück-Mosel -HuMos- Teilgebiet 3’    Begründung 

Fassung zur Genehmigung  Dezember 2016 Seite 4 

aufgezeigten Zielvorgaben, Anregungen und Hinweisen mit den Erfordernissen der Raum- und Lan-
desplanung vereinbar ist.“ 

Der Stellenwert des Gewerbeparks Hunsrück-Mosel -HuMos- leitet sich insbesondere aus seiner Ein-
ordnung als regional bedeutsamer Gewerbe- und Industriestandort her, als der er seit 1995 im Re-
gionalen Raumordnungsplan (ROP) der Region Trier ausgewiesen ist. 

Weiter aus der landesplanerischen Stellungnahme: „In der Entwurfsfassung zur Neuaufstellung des 
Regionalen Raumordnungsplanes (Freiraumkonzept) werden die betreffenden Flächen als Vorbe-
halts-/Vorranggebiete Industrie und Gewerbe und zum Teil als Vorranggebiete Landwirtschaft darge-
stellt. In den Vorrangbereichen für die gewerbliche Entwicklung ist die Ausweisung gewerblicher oder 
industrieller Bauflächen ohne Einschränkung mit den Zielen der Regional- und Landesplanung ver-
einbar. In den Vorrangbereichen besitzt die gewerbliche Nutzung absoluten Vorrang vor anderweiti-
gen Nutzungsansprüchen. Die Bereiche sind daher von konkurrierenden Nutzungen freizuhalten; die 
Gemeinden sollen sie bauleitplanerisch sichern. In den Vorbehaltsbereichen für Industrie/Gewerbe 
sind potentielle gewerbliche Entwicklungsbereiche dargestellt, in denen eine gewerbliche oder indust-
rielle Nutzung aus Sicht der Regionalplanung nur dann möglich ist, wenn eine Nutzung der am glei-
chen Standort ausgewiesenen Vorrangbereiche nicht realisiert werden kann oder die für die Vorbe-
haltsbereiche festgestellten konkurrierenden Belange im Rahmen der Bauleitplanung ausgeräumt 
werden können.“ 

Der Aufforderung zur Bauleitplanung in den Vorrangbereichen kommt die Gemeinde Morbach mit 
der Flächennutzungsplanung, der Zweckverband Gewerbepark Hunsrück-Mosel auf der Ebene der 
Bebauungsplanung nach. Die Inanspruchnahme auch der Vorbehaltsbereiche erscheint dringend 
geboten, da der verbleibende Vorrangbereich für die hier anstehende Expansion eines bereits ansäs-
sigen Betriebes weder ausreicht noch geeignet ist. Allein nach der Dimension der Erweiterung ist die 
Erschließung zusätzlicher Flächen erforderlich. Auch wird die Errichtung großvolumiger Baukörper 
geplant, für die sich der Nahbereich zum Ortsteil Gutenthal aus Gründen des Ortsbildes und der 
Wirkung auf die Siedlung ohnehin verbietet. Betriebliche Belange machen eine unmittelbare Zuord-
nung zu den bestehenden Anlagen auf kurzen Wegen erforderlich. Bereits grundsätzliche Standort-
überlegungen haben gezeigt, dass die mit dieser Flächennutzungsplanänderung vorgesehene Nut-
zung auch der Vorbehaltsflächen unbedingt notwendig wird. 

Weiter aus der landesplanerischen Stellungnahme: „Ein Teil des Planbereiches wird als landwirt-
schaftliche Vorbehalts-/Vorranggebiete dargestellt. Ein weiterer, flächenmäßig geringer Teil der zu 
ändernden Planfläche wird als Vorranggebiet für den Ressourcenschutz (Schwerpunkt Boden) darge-
stellt. Diese Darstellung erfolgt zur Sicherung der Böden mit hoher natürlicher Bodenfruchtbarkeit und 
der erosionsgefährdeten landwirtschaftlich genutzten Böden. In den Vorranggebieten für die Land-
wirtschaft ist dieser eine absolute Priorität gegenüber anderen Raumansprüchen einzuräumen. Hier 
ist eine Inanspruchnahme von Flächen erst dann möglich, wenn mit der Landwirtschaft eine Einigung 
über die Inanspruchnahme dieser Flächen erzielt wurde und sichergestellt ist, dass landwirtschaftliche 
Betriebe in ihrem Fortbestand nicht gefährdet werden. Die landwirtschaftlichen Vorrangflächen sind 
deshalb entsprechend ihrem Gewicht zu bewerten und zu behandeln. Hier ist die Stellungnahme der 
Landwirtschaftskammer besonders zu beachten. Da die landwirtschaftlichen Vorrangflächen umge-
wandelt werden sollen, ist es nach einem Urteil des OVG Rheinland-Pfalz erforderlich, sich intensiv 
mit den Belangen der Landwirtschaft auseinander zu setzen.“ 

Nach den tatsächlichen Besitzverhältnissen und deren Zustandekommen kann als gesichert gelten, 
dass keine Betroffenheit der Landwirtschaft im voran stehend angesprochenen Sinne besteht. Die zur 
Expansion erforderlichen Flächen befinden sich bereits fast vollständig im Eigentum des Unterneh-
mens. Der Erwerb erfolgte freihändig. Einem maßgeblich betroffenen Landwirt wurden von der Ge-
meinde Morbach Ersatzflächen in einer Größenordnung von 8 ha bereit gestellt. Zur Wahrung der 
Interessen der Landwirtschaft sollte in den Offenlandbereichen, die aus Gründen des 
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landespflegerischen Ausgleichs an den Gebietsrändern angelegt bzw. erhalten werden, eine 
Nutzung als Grünland weiterhin möglich sein.  

Auch in der zusammenfassenden Bewertung der landesplanerischen Stellungnahme wird eine we-
sentliche Beeinträchtigung der Landwirtschaft durch das Vorhaben als nicht mehr gegeben angese-
hen. 

Weiterhin wird in der landesplanerischen Stellungnahme ausgeführt: „Die geplanten Erweiterungs- 
und Ausgleichflächen sind im Freiraumkonzept zur Neuaufstellung des Regionalen Raumordnungs-
planes als Vorbehaltsgebiet für den Arten- und Biotopschutz ausgewiesen. Diese Vorbehaltsgebiete 
werden zur Sicherung und Entwicklung ausreichend großer Lebensräume, zum Lückenschluss inner-
halb regional bedeutsamer Vernetzungsachsen und zur Pufferung der Kernräume des Biotopverbun-
des gegenüber nachhaltiger Wirkung ergänzend zu den Vorranggebieten ausgewiesen. Hieraus 
ergibt sich ein erhöhtes Abwägungserfordernis bei der Abwägung mit anderen raumbedeutsamen 
Funktionen oder Nutzungen; d.h. bei der Abwägung ist dem Arten- und Biotopschutz ein besonderes 
Gewicht beizumessen. Die Vorbehaltsgebiete ergänzen den regionalen Biotopverbund und bilden zu-
sammen mit den Vorranggebieten den Funktionsraum des regionalen Biotopverbundsystems. Die 
nachstehend abgedruckte Stellungnahme der Unteren Naturschutzbehörde gibt hierzu Hinweise und 
Anregungen.“ 

Im Zuge der Planung wird eine angemessene Berücksichtigung der Belange von Natur und Land-
schaft vorgenommen. Dafür wird insbesondere der nördliche Teil des Plangebietes genutzt. In An-
knüpfung an einen Bereich, der nach § 28 Landesnaturschutzgesetz2 unter unmittelbarem Schutz 
steht und bereits Bestandteil einer gemeindlichen Ausgleichsfläche ist, sind größere 
zusammenhängende Räume zur Aufwertung vorgesehen. Schwerpunkt soll die Schaffung bzw. 
Sicherung von Offenlandstrukturen sein, die durch die Planung besonders betroffen sind. 

In zusammenfassender Wertung wird in der landesplanerischen Stellungnahme die Vereinbarkeit der 
Flächennutzungsplanänderung mit den Erfordernissen der Regional- und Landesplanung festgestellt. 
Gleichzeitig wird aufgegeben, in der weiteren Planung die Belange des Naturschutzes und der Lan-
despflege in besonderem Maße zu berücksichtigen. Schwerpunkte bilden das Landschaftsbild sowie 
der Arten- und Biotopschutz. Die Belange des Immissionsschutzes sind ebenso in der Bauleitplanung 
umzusetzen. 

AUSSAGEN DER REGIONALPLANUNG 

Gemäß des derzeit gültigen Regionalen Raumordnungsplans, hier insbesondere in der Teilfort-
schreibung ‚Gewerbliche Wirtschaft’ von 1995, ist das Plangebiet als regional bedeutsamer Ge-
werbe- und Industriestandort ausgewiesen. Konkret wird der Planbereich sowohl als Vorrang- als 
auch als Vorbehaltsbereich für die gewerbliche Wirtschaft gekennzeichnet. Teilbereiche sind als 
landwirtschaftliche Vorbehalts-/Vorranggebiete bzw. als Vorranggebiet für den Ressourcenschutz 
(Schwerpunkt Boden) dargestellt.  

In der landesplanerischen Stellungnahme, die zu Beginn der Planung des Teilgebiets 3 im Jahr 2006 
zum Flächennutzungsplan der Gemeinde Morbach  eingeholt wurde, wurde die geplante Nutzung 
zu gewerblichen Zwecken in der summarischen Bewertung unter Beachtung bestimmter 
Randbedingungen und Hinweise als mit den Erfordernissen der Raum- und Landesplanung vereinbar 
eingestuft. Die jetzt ergänzend überplante Fläche war bereits Gegenstand dieser Beurteilung. 

Der in der Aufstellung befindliche Regionalplan (Entwurf, Stand Januar 2014) trifft für das Plangebiet 
keine inhaltlichen Aussagen (weißer Fleck).  

                                           
2  Siehe Fußnote 1 
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6 WESENTLICHE BERÜHRTE BELANGE 

6.1 BELANGE DER WIRTSCHAFT SOWIE DER ERHALTUNG, SICHERUNG UND SCHAFFUNG VON 
ARBEITSPLÄTZEN 

Durch die sinnvolle Einbeziehung der angrenzenden Flächen in die gewerblichen Bauflächen des 
Gewerbeparks ‚HuMos‘ wird den Belangen der Wirtschaft Rechnung getragen, indem einem bereits 
ansässigen Unternehmen eine Erweiterung am Standort ermöglicht wird. Gleichzeitig erfolgt eine 
Stabilisierung für den örtlichen und regionalen Arbeitsmarkt.  

Dieser ist nach der Qualität und Quantität der zu erwartenden neuen Arbeitsplätze von Bedeutung 
für die wirtschaftliche Prosperität und lässt besonders in Zeiten des demografischen Wandels einen 
weiteren Beitrag zu beständigen Verhältnissen auch in der Zukunft erwarten. 

Belange der Land- und Forstwirtschaft 

Da mit der vorliegenden Planung ein Eingriff in die Belange der Landwirtschaft stattfindet, wurde 
bereits in der Landesplanerischen Stellungnahme erwogen, inwieweit dies verträglich mit den Ziel-
formulierungen der Regional- und Landesplanung ist. Da im Erweiterungsbereich des derzeit 
gültigen Regionalen Raumordnungsplanes landwirtschaftliche Vorrangflächen umgewandelt werden 
sollen, ist demnach eine intensive Auseinandersetzungen mit den Belangen der Landwirtschaft 
erforderlich. In der zusammenfassenden Wertung der Landesplanerischen Stellungnahme wird u.a. 
wegen der Besitzverhältnisse -die Erweiterungsflächen sind bereits vollständig im Eigentum des 
ansiedlungswilligen Unternehmens- und wegen der Stellung von Ersatzflächen an den betroffenen 
Landwirt sowie wegen der Einvernehmlichkeit der gefundenen Lösung keine wesentliche 
Beeinträchtigung der Landwirtschaft durch das Vorhaben gesehen. Somit sind die Belange der 
Landwirtschaft bereits ausreichend gewürdigt und berücksichtigt.3 

Ergänzend ist anzumerken, dass bei der Formulierung der landespflegerischen Ausgleichsmaßnah-
men der Anregung der Landwirtschaftskammer gefolgt wurde, vorgesehenes Grünland weiterhin für 
die landwirtschaftliche Nutzung, hier als Extensivweideland, zuzulassen. Das wird in der Planzeich-
nung verdeutlicht mit dem Zusatz ‚mit Grünlandnutzung’ bei der Darstellung der geplanten Aus-
gleichsflächen. Weiterhin wurde durch Zurücknahme der Bauflächen im Nordosten im Zuge des 
Planungsverfahrens der Verlust landwirtschaftlicher Fläche vermindert. 

Landwirtschaftlichen Verkehrserfordernissen wird durch die Schaffung eines Ersatzweges mit vertret-
baren Weglängen für den überplanten Hauptwirtschaftsweg Rechnung getragen. 

6.2 BELANGE DER GESUNDEN WOHN- UND ARBEITSVERHÄLTNISSE 

Belange des Immissionsschutzes - Geräusche 

Da mit der Realisierung von gewerblicher Baufläche absehbar Geräuschemissionen einher gehen 
werden, wurden schon im Vorfeld der Planung zum Teilgebiet 3 schalltechnische Untersuchungen 
durchgeführt. Sie sollten eine bestimmungsgemäße Nutzbarkeit des Industriegebietes einerseits und 
den angemessenen Schutz der in der Nähe lebenden Bevölkerung andererseits gewährleisten. 

Die schalltechnische Begutachtung schloss an gleichartige Arbeiten an, die bereits in die Planung 
des inzwischen bestehenden Teilgebietes 1 des Gewerbeparks HuMos eingegangen waren. Auf der 
Grundlage von Ausbreitungsrechnungen war eine Lärmkontingentierung im dortigen Bebauungsplan 
festgesetzt worden. Damit wurden für das Plangebiet differenziert nach Teilgebieten Emissionsober-

                                           
3  vgl. Ausführungen ab Seite 4 
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Übersicht über die vorrangig betrachteten Immissionsorte (*) 
(Auszug aus den schalltechnischen Untersuchungen) 

grenzen definiert, die für die umliegenden schutzwürdigen Gemeindeteile die Einhaltung der maß-
geblichen Umweltstandards sicherstellen. 

Für den ursprünglichen Ausdehnungsbereich des Teilgebiets 3 wurde die bisherige Vorgehensweise 
bereits geeignet fortgeschrieben. Überrechnungen der schalltechnischen Situation haben stattgefun-
den.4 Das neue Teilgebiet musste dabei im Zusammenhang mit den bestehenden und eventuell 
künftig hinzukommenden betrachtet werden, da alle diese Gebiete potenziell auf dieselben schutz-
würdigen Bereiche  -vornehmlich die Ortslagen von Gutenthal und Morbach- einwirken.  

Die schalltechnischen Berechnungen hatten ge-
zeigt, dass in dem Teilgebiet 3 eine Nutzung 
im industriellen Maßstab nur dann möglich ist, 
wenn vorher bestehende, verhältnismäßig hohe 
‚Emissionsrechte’ des Teilgebietes 1 reduziert 
werden. Eine solche Umverteilung war 
grundsätzlich möglich, da im Teilgebiet 1 die 
vorhandenen Rechte bei weitem nicht ausge-
nutzt werden. Dies war Ergebnis von detaillier-
ten Analysen einschließlich von Schallmessun-
gen für den Bereich des heutigen Werksgelän-
des der Fa. Mettler. Unter Einbeziehung dieser 
Randbedingung hatte der Schallgutachter zu-
lässige Emissionen gemäß der DIN 45.691 
‚Geräuschkontingentierung’ für das Teilge-
biet 3 entwickelt. 

Die ermittelten Werte gingen in den Bebau-
ungsplan als Festsetzungen ein. Sie haben die 
Wirkung von Obergrenzen der Schallabstrah-

lung und müssen von den Betrieben und Anlagen eingehalten werden. Dies sichert an den maßgeb-
lichen Immissionsorten  -das sind die nächstgelegenen Wohn- und Mischgebiete sowie gleichge-
stellte Siedlungen-  angemessene Wohn- und Arbeitsverhältnisse. 

Vor der verbindlichen Festsetzung wollte sich der Zweckverband Gewissheit verschaffen, ob neben 
den Schutzinteressen der Bevölkerung auch die Interessen der gewerblichen Wirtschaft ausreichend 
berücksichtigt werden. Deshalb wurde gemeinsam mit der ansiedlungswilligen Firma eine Hoch-
rechnung der Schallabstrahlung für die geplanten Gebietsnutzungen durchgeführt. Im Ergebnis ließ 

                                           
4  isu Ingenieurgesellschaft für Immissionsschutz, Schalltechnik und Umweltberatung mbH: Schalltechnische Untersu-

chung zum Bebauungsplan für das Teilgebiet 3 und zur 2. Änderung des Bebauungsplans für das Teilgebiet 1, 
Bitburg, im Oktober 2007  
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sich mit einer geeignet angepassten betrieblichen Konzeption eine angemessene Nutzung innerhalb 
der festgesetzten Grenzen erreichen.5 

Die voranstehenden Ausführungen gelten für die hier vorliegende Planung gleichermaßen, da die 
zugrundeliegende schalltechnische Untersuchung von 2007 weiterhin verwendet werden kann.6 

Belange des Immissionsschutzes – Gerüche 

Aufgrund der Nähe zu einem schweinehaltenden Betrieb etwa 200 m südlich des Geltungsbereichs 
sind mögliche Immissionskonflikte für das Plangebiet durch Gerüche zu betrachten.  

Im Zusammenhang mit weiteren Ent-
wicklungsabsichten des Zweckverban-
des liegen aus dem Jahr 2000 gut-
achterliche Untersuchungen zur Ge-
ruchsausbreitung vor.7 Sie fanden in 
Anwendung der Geruchsimmissions-
richtlinie (GIRL) statt. Mit qualifizierten 
Ausbreitungsrechnungen unter Ein-
schluss der örtlichen Windverhältnisse 
wurden Geruchsausbreitungsfahnen 
ermittelt. Diese erlauben eine Beurtei-
lung nach den in der GIRL enthaltenen 
zulässigen Geruchsobergrenzen. Für 
Gewerbegebiete darf demgemäß die 
Geruchsschwelle in 15 % der Jahres-
stunden nicht überschritten werden. 

Für das Teilgebiet 3 und damit auch für 
den Geltungsbereich der damaligen 1. Flächennutzungsplanänderung ergab sich nach der 
Kartendarstellung zu den obigen Ausbreitungsrechnungen keine Betroffenheit durch eine 
Geruchstundenhäufigkeit von 15 % der Jahresstunden oder mehr.  

Die damaligen Betrachtungen hatten sich auch mit möglichen Betriebserweiterungen im Sinne eines 
prognostischen Zuschlags beschäftigt. Diese waren in Bezug auf Angaben der damaligen Betriebs-
vertreter berechnet worden. Im Ergebnis zeigte sich, dass jeder der zwei damals betrachteten Be-

                                           
5  Wegen Reduzierung der baulich nutzbaren Flächen im Laufe der Planung, wurde die auf der Grundlage der ur-

sprünglichen Ausdehnung vorgenommene Lärmkontingentierung nochmals gutachterlich überprüft. Sie konnte im 
Ergebnis so beibehalten werden. (isu  Ingenieurgesellschaft für Immissionsschutz, Schalltechnik und Umweltbe-
ratung mbH: Ergänzende schalltechnische Stellungnahme zum Bebauungsplan für das Teilgebiet 3 des Gewerbe-
parks Hunsrück-Mosel –HuMos- hier: Geräuschkontingentierung für einen geänderten Flächenzuschnitt (2. Be-
bauungsplanentwurf Stand Oktober 2008), Bitburg, im Oktober 2008 

 Hierin wurde geprüft, ob eventuell für das verkleinerte Plangebiet eine andere Beurteilung vorzunehmen wäre. 
Das war nicht der Fall, die für die Gesamtfläche des Teilgebietes 3 entwickelte Geräuschkontingentierung konnte 
beibehalten werden. Sie wurde in der Folge für den reduzierten Geltungsbereich festgesetzt.  

Entsprechend kann jetzt für die 1. Änderung auf die Schalltechnische Untersuchung von 2007 zurückgegriffen 
werden. Den Industrieflächen, die nicht mit dem Bebauungsplan zum Teilgebiet 3 ausgewiesen wurden, können 
jetzt die damals vorgesehenen Kontingente zugewiesen werden. 

6  vgl. auch Fußnote 4 

7  isu Ingenieurgesellschaft für Immissionsschutz, Schalltechnik und Umweltberatung mbH: Geruchsimmissionsprog-
nose zur Fortführung der Bauleitplanung im Gewerbepark Hunsrück-Mosel -HuMos- ,Ergebnisse der 1. Unter-
suchungsphase’, Ramstein-Miesenbach, im November 2000 

Teilgebiet 3 – 2. Änderung FNP 

 
Überbaubare Fläche 
des Teilgebiets 3 
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triebe für sich bereits im Status quo in den nächstgelegenen Wohngebieten von Gutenthal Über-
schreitungen der zulässigen Geruchsbeaufschlagungen verursachte. Die Herleitung basiert auf qua-
lifizierten Ausbreitungsrechnungen unter Einbeziehung der Windverhältnisse und ist in Karten zur 
Geruchsausbreitung nachvollziehbar dokumentiert. Bezugnehmend hierauf hatte der Zweckverband 
schon in der Vergangenheit vielfach deutlich gemacht, dass die geäußerten Erweiterungsabsichten 
nur theoretischer Art sind, da sie bereits aufgrund der notwendigen Beachtung der vorhandenen 
Wohngebiete nicht umgesetzt werden können. Inzwischen hat der Zweckverband den nächstgelege-
nen landwirtschaftlichen Betrieb erworben. Für die beabsichtigte gewerbliche Entwicklung in dessen 
Nachbarschaft ist die wesentliche Verminderung der Geruchsemissionen zwingende Voraussetzung. 
Damit ist eine Entschärfung der Situation absehbar. 

Für die Entwicklung des Teilgebietes 3, auch hier der 2. Änderung des Flächennutzungsplanes, sind 
die Geruchsimmissionen aus bestehender Tierhaltung, soweit noch vorhanden, als konkurrierende 
Vorbelastung zu sehen. Eine Einschätzung hierzu lässt sich erreichen unter Rückgriff auf die qualifi-
zierten Daten des Deutschen Wetterdienstes zu den örtlichen Windverhältnissen, die der erwähnten 
Geruchsuntersuchung8 zugrunde lagen. Die vorherrschende Windrichtung ist demnach Südwest mit 
einem Nebenmaximum aus Nordost.  

Prinzipiell kommt innerhalb des Plangebietes für Geruchsemissionen potenziell allein die überbau-
bare Fläche in Frage. Die voranstehende Graphik zeigt diese näherungsweise sowie in der Grund-
darstellung die Geruchsausbreitungsfahnen der tierhaltenden Betriebe im Status quo aus dem Jahr 
2000 überlagert mit der Kennzeichnung der prägenden Windrichtungen.  

In analoger Übertragung auf das Plangebiet ist die Betroffenheit von Gutenthal durch maßgebliche 
Geruchsbelastungen aufgrund der gegebenen Windverhältnisse in Kombination mit der Position der 
überbaubaren Flächen zur Ortslage nicht zu erwarten. 

Für den Großteil der Baufläche besteht für die hier zu betrachtende Nebenwindrichtung Nordost ein 
deutlicher Versatz zur Ortslage, der im Falle von Emissionen eine seitliche Verfrachtung herbeiführt. 
Der nach Südosten vorspringende Teil der überbaubaren Fläche ist deutlich mehr als 500 m vom 
Ortsrand entfernt, sodass hier bereits die Entfernung bei eventuellen Emissionen konfliktentschärfend 
wirkt.  

Generell ist darauf zu verweisen, dass beachtlich geruchsemittierende Anlagen der immissionsrecht-
lichen Genehmigung unterliegen. In einem solchem Verfahren ist dann die Vorbelastung aus den 
bestehenden landwirtschaftlichen Betrieben, soweit noch vorhanden, mit einzubeziehen.  

Ergänzend kann angemerkt werden, dass durch die Neuplanung nach heutigem Kenntnisstand keine 
beachtliche Geruchsemission zu erwarten ist. Nach Angaben der ansiedlungswilligen Firma werden 
Anlagen und Einrichtungen vorgesehen, die weitgehend den heute im Teilgebiet 1 und 3 betriebe-
nen entsprechen. Dort sind keine maßgeblichen Gerüche anzutreffen, insbesondere keine, die über 
das Betriebsgelände hinaus wahrnehmbar sind. 

                                           
8  siehe Fußnote 7 , Seite 8 
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Zusammenfassende Bewertung zum Immissionsschutz 

Sowohl hinsichtlich von Geräusch- wie von Geruchsimmissionen vollzieht sich die Entwicklung in ei-
nem Bereich, in dem benachbarte schutzwürdige Nutzungen und auch konkurrierende Emittenten zu 
beachten sind. Zur parallel laufenden Bebauungsplanung wurden hierzu verschiedene Betrachtun-
gen und Gutachten erarbeitet. Für die Ebene der Flächennutzungsplanung sind daraus keine ge-
wichtigen Probleme erkennbar, die der erweiterten Ausweisung gewerblicher Bauflächen im Gel-
tungsbereich entgegen stehen würden. Vielmehr wird deutlich, dass auf nachgeordneten Planungs-
ebenen geeignete Instrumente bestehen und in Beachtung des Planungs- und des Immissions-
schutzrechtes anzuwenden sind, die eine verträgliche städtebauliche Entwicklung sichern. 

6.3 BELANGE DES NATURSCHUTZES UND DER LANDESPFLEGE SOWIE DES ORTS- UND 
LANDSCHAFTSBILDES 

Grundsätzliches 

Die Belange von Natur und Umwelt wurden bereits zum Teilgebiet 3 in dem parallel erarbeiteten 
Fachbeitrag Naturschutz ausführlich untersucht und gewürdigt. Dieser wurde für die 1. Änderung 
des Bebauungsplanes und damit auch für die hier vorliegende 2. Änderung des Flächennutzungs-
planes durchgesehen und nach Notwendigkeit anpasst und fortgeschrieben.9 

Aus der Einschätzung der örtlichen Situation besteht für die Mehrzahl der Umweltpotenziale eine ge-
ringe bis mittlere Empfindlichkeit. Gleichwohl ist grundsätzlich durch das geplante Baugebiet von 
deutlichen Eingriffen, vor allem in das Landschaftsbild, auszugehen.  

Konzentrationsprinzip bei der Standortwahl 

Grundsätzlich besteht durch das vorhandene Teilgebiet 1 und Teilgebiet 3 des Gewerbeparks bereits 
eine hohe Vorbelastung, insbesondere für das Landschaftsbild. Nach dem Konzentrationsprinzip ist 
eine weitere Belastung an dieser Stelle grundsätzlich der Inanspruchnahme einer unbeeinträchtigten 
Fläche vorzuziehen. Zu würdigen ist in dem Zusammenhang die Bewertung als regional bedeuten-
der Standort der Gewerbeentwicklung wie auch das Fehlen von realistischen Alternativen, da es sich 
bei dem Planungsanlass um eine Betriebserweiterung in zwingender funktionaler Verflechtung zu be-
stehenden Anlagen handelt. 

Kompensationsansätze 

Aus der landespflegerischen Bewertung wurden im Fachbeitrag Naturschutz Zielvorstellungen ein-
schließlich von Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen zur Übernahme in die Bebauungspla-
nung entwickelt.  

Im Bereich des Plangebietes sind die Kompensationsschwerpunkte vor allem: 

• die landschaftsgerechte Eingrünung des geplanten Gewerbegebietes durch großflächige Ge-
hölzpflanzungen, 

• die Entsiegelung eines asphaltierten Wirtschaftswegeabschnitts sowie 
• die Extensivierung angrenzender Ackerflächen zur Aufwertung der Bodenfunktionen und 

Optimierung als Lebensraum und Jagdhabitat für Offen- und Halboffenlandarten. 

Trotz der Verkleinerung der überbaubaren Fläche des Baugebietes um fast 3 ha im Jahr 2008 wur-
den die landespflegerischen Kompensationsmaßnahmen für den Bebauungsplan ‘HuMos – Teilge-

                                           
9  Gemeindeverwaltung Morbach: Fachbeitrag Naturschutz zum Bebauungsplan ‚Gewerbepark Hunsrück-Mosel - 

HuMos - Teilgebiet 3 – 1. Änderung’, Morbach, im Juli 2014 
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biet 3’ gegenüber der ursprünglichen Planung in ihrer Größe weitgehend belassen, um die Eingriffe 
in das Landschaftsbild zu kompensieren, die trotz der Plangebietsverkleinerung in ihrer Wirkung in 
etwa gleich blieben. Dies hatte zur Folge, dass Eingriffe in Boden und Grundwasser deutlich über-
kompensiert wurden.  

Im Umkehrschluss ist davon auszugehen, dass der Eingriff ins Landschaftsbild durch die Erweiterung 
auf die Fläche des alten Plangebietes nicht relevant zunimmt. 

Die Sicherung der Umsetzung erfolgt für den Geltungsbereich des Bebauungsplans durch Festset-
zungen im Rahmen der planungsrechtlichen Möglichkeiten des Baugesetzbuches. 

Umgang mit einem § 28-Biotop 

Da zu Beginn der Planungen zum Teilgebiet 3 eine Beeinträchtigung des vorhandenen § 28-
Biotops10 trotz vorgesehener Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen nicht mit Sicherheit 
auszuschließen war, wurde bereits während der Planung zum Teilgebiet 3 eine Befreiung von den 
Bestimmungen des Landesnaturschutzgesetzes beantragt. Die Obere Naturschutzbehörde hatte die 
Befreiung mit Datum vom 11. März 2008 erteilt, u.a. da eine Prüfung von Alternativstandorten 
bereits erfolgt war und durch betriebliche Belange sowie durch die bestehende Vorbelastung des 
Landschaftsbildes keine weiteren Alternativen sinnvoll erschienen. 

Um dem Eingreifer eventuell unangemessene Kompensationskosten zu ersparen, wurde ein regel-
mäßiges Monitoring der § 28-Fläche11 in den ersten fünf Jahren nach Baubeginn vorgesehen. Sollte 
keine Beeinträchtigung des Biotops festgestellt werden, würden die vorsorglich durchgeführten Maß-
nahmen dem Ökokonto der Gemeinde gut geschrieben. 

Mit der Planung zur 1. Änderung des Bebauungsplanes und der 2. Änderung des Flächennutzungs-
planes ergibt sich rechtlich keine geänderte Situation, da der Befreiungsantrag bereits eine bauliche 
Nutzung der jetzt überplanten Flächen vorsah. Die konkrete Überschüttung von Flächen im Einzugs-
bereich des Biotops wird aber erst in Realisierung der 1. Bebauungsplanänderung zum Teilgebiet 3 
erfolgen. Deshalb bleiben die vorsorglichen Ausgleichsmaßnahmen bestehen:  

Der Monitoringansatz wird für weitere fünf Jahre ab dem Baubeginn fortgeführt und danach, wie 
oben dargelegt, entschieden. Im Zeitraum von 5 Jahren ab dem Baubeginn ist daher regelmäßig 
zweimal im Jahr eine Begehung mit pflanzensoziologischer Untersuchung und Bilddokumentation 
durchzuführen. Die Ergebnisse des Monitorings sind der oberen Naturschutzbehörde jährlich 
mitzuteilen. 

Landschaftsbild 

In der Vorbereitung des Teilgebietes 3 war absehbar, dass die ausgeprägte Höhenentwicklung der 
künftigen Bebauung, wie im Teilgebiet 1, starke Auswirkungen auf das Orts- und Landschaftsbild 
haben würde. 

Deshalb wurden fachliche Überlegungen angestellt und intensive Diskussionen mit der ansiedlungs-
willigen Firma geführt, jeweils mit dem Ziel, die Eingriffe zu minimieren. Im Ergebnis wurden in Ab-
wägung zu belegten und gewichtigen betrieblichen Erfordernissen verschiedene Maßnahmen und 
Ansätze in der Planung zum Bebauungsplan verankert: 

• Festlegung eines Höhenniveaus für die bebaubaren Flächen (508 m ü. NN) als Kompromiss 
aus verschiedenen Anforderungen wie dem Umfang der Geländeveränderungen, der 

                                           
10  Siehe Fußnote 1 

11  Siehe Fußnote 1 



Gemeinde Morbach • 2. Änderung des Flächennutzungsplans  
im Bereich ‚Gewerbepark Hunsrück-Mosel -HuMos- Teilgebiet 3’    Begründung 

Fassung zur Genehmigung  Dezember 2016 Seite 12 

Exponiertheit in der Landschaft und auch den Anbindungsmöglichkeiten zu bestehenden 
Betriebsflächen 

• Höhenstaffelung der Bebauung durch die Vorgabe maximaler Bauhöhen; dabei sind höchs-
ten Gebäude am weitesten von der Ortslage Gutenthal abgerückt, da hier wegen des 
ständigen Blicks auf die Anlagen die höchste Empfindlichkeit gesehen wird 

• Verpflichtungen zur Begrünung der Gebietsaußenränder und insbesondere der Böschungen 

Darüber hinaus ist auf die Vielzahl der wegbegleitenden und sichtverschattenden bzw. -ablenkenden 
Baumpflanzungen in den Gemarkungen Hunolstein, Weiperath, Rapperath, Morbach, Gutenthal 
und Odert zu verweisen.12 Diese resultieren aus Kompensationsmaßnahmen zu HuMos, Teilgebiet 1, 
sowie aus Maßnahmen der Bodenordnung. Es handelt sich dabei um Baumreihen, Hecken, Feldge-
hölze sowie Gebüsch- und Waldflächen. Die Maßnahmen werden, da es noch relativ junge Be-
stände sind, in den nächsten Jahren an Wirksamkeit weiter zunehmen. Im Rahmen der vorliegenden 
Planung erscheint es wenig sinnvoll, zusätzlich zu den vorhandenen Elementen, die für das Plange-
biet genauso wie für Teilgebiet 1 wirken, weitere sichtablenkende Pflanzungen zu planen. Dies gilt 
insbesondere, da zum einen die zusätzliche Wirkung verhältnismäßig gering erscheint und zum an-
deren eine stark durch Hecken und Gehölzstreifen strukturierte und gekammerte Landschaft nicht ty-
pisch für die Hunsrückhochflächen ist. 

Artenschutz 

FFH- oder Vogelschutzgebiete werden durch die Planung nicht erkennbar betroffen. 

Bezugnehmend auf die Bedeutung avifaunistischer Belange bei der Planung zum Teilgebiet 1 wurde 
bereits zu diesem Aspekt vorlaufend eine vertiefte Begutachtung13 durchgeführt. Daraus ergab sich 
eine nur begrenzte Relevanz des hier zu betrachtenden Gebietes. Beachtlich waren Offenlandarten 
wie Feldlerche und Wachtel. Hinzu kam die Betroffenheit des Nahrungsbiotops eines Mäusebus-
sardpaares.  

Belange des Wasserhaushaltes, Umgang mit dem Niederschlagswasser 

Die Umsetzung der gewerblichen Bauflächen, hier eines Industriegebietes, wird zu weiteren Versie-
gelungen und dem damit einher gehenden schubartigen Anfall von Niederschlagswasser in großen 
Mengen führen. 

Bereits bei der Vorbereitung des Teilgebietes 3 waren diese Auswirkungen absehbar. Die 
Planungsüberlegungen richteten sich darauf, einerseits die Entwässerung technisch störungsfrei zu 
gewährleisten und andererseits negative Effekte auf den Naturhaushalt zu vermeiden. Dazu werden 
folgende Grundsätze verfolgt: 

• Auffangen und Zwischenpufferung des Niederschlagswassers 
• Einrichtung von Retentionsräumen, die auf die Wiederzuführung zum natürlichen Wasser-

kreislauf zielen, vorrangig durch Versickerung und Verdunstung 
• naturnaher Ausbau der Retentionsräume, ebenso der Zuleitung, soweit sie außerhalb der 

Bauflächen liegen 

                                           
12  vgl. die Übersichtskarte mit der Darstellung der sichtverschattenden Gehölze, die im Anhang des Fachbeitrags 

Naturschutz enthalten ist 

13  ÖSTLAP/Martin Schorr: Beurteilung der Empfindlichkeit der Avifauna des für die Erweiterung des interkommuna-
len Gewerbegebietes HuMos vorgesehenen Bereiches nordöstlich von Gutenthal, Gutachten im Auftrag des 
Zweckverbandes Gewerbepark Hunsrück-Mosel, Morbach, Zerr, im Juli 2006 
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• bei eventueller weiterer Ableitung Zuführung zu den durch die angetroffene Topographie 
vorgegebenen Vorflutern 

Konkret wurden sowohl im Südwesten des Teilgebietes 3 randlich zu den überbaubaren Flächen in 
der anschließenden Grünzone sowie in der nordöstlichen Nachbarschaft des Plangebietes naturnahe 
Retentionsbecken angelegt, die die Funktion der Rückhaltung, Versickerung und Verdunstung haben. 
Mit diesen Maßnahmen sollten die Veränderungen des heutigen natürlichen Wasserhaushaltes 
möglichst gering gehalten werden.  

Die Kapazitäten der nordöstlich gelegenen Retentionsbecken haben ein ausreichendes Volumen, um 
auch das Niederschlagswasser aus den hinzukommenden versiegelten Flächen der 1. Änderung des 
Bebauungsplanes aufzunehmen. Entsprechend soll die Ableitung dorthin erfolgen. 

Von herausgehobener landespflegerischer Bedeutung war und ist dabei, für die Feuchtbereiche im 
Nordosten, darunter eine Zone die nach § 28 Landesnaturschutzgesetz14 unmittelbar geschützt ist, 
weiterhin die notwendige Wasserzufuhr zu sichern. Obwohl nach den geologischen Verhältnissen 
nur ein geringer bis mittlerer Beitrag des Plangebietes zur Grundwasserneubildung anzunehmen ist, 
sind Veränderungen nicht auszuschließen. Deshalb wurden vorsorglich in räumlicher Nähe und ge-
eigneter topographischer Lage Retentionsbecken vorgesehen, die eine Zuführung zum Untergrund 
bewirken und damit einen Beitrag zur Stabilisierung der Grundwasserverhältnisse leisten. 

Näheres wurde in der Entwässerungsplanung15, die parallel zum Bebauungsplan des Teilgebietes 3 
entwickelt wurde, ausgearbeitet. Das Konzept wurde zwischen dem Planer und der zuständigen 
Fachbehörde, der Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Ab-
fallwirtschaft und Bodenschutz, abgestimmt und von dieser bestätigt. Die Entwässerungseinrichtun-
gen wurden inzwischen errichtet. 

Bestehender Kanal im Heiligenweg 

Entlang des ‚Heiligenweges‘ verläuft eine Kanalleitung (teilweise als Druckleitung und teilweise als 
Freispiegelleitung). Die Flächen, in denen der genannte Kanal verläuft, müssen zur Realisierung des 
Teilgebietes 3 in private Hände übergehen. In den bereits laufenden Planungsüberlegungen des 
künftigen Investors ist eine geeignete Lösung vorgesehen: Die Leitung wird in ihrer Funktion erhalten, 
kann jedoch in Anpassung an die Bauvorhaben kleinräumig umverlegt werden. Dies wird durch 
geeignete Rechtsinstrumente gesichert. 

7 UMWELTBERICHT 

Zu der parallel laufenden Bebauungsplanung ‚Gewerbepark Hunsrück-Mosel – Teilgebiet 3 – 1. Än-
derung’ wurden detaillierte Untersuchungen angestellt und einschlägige Fachgutachten erstellt. Auf 
dieser Grundlage wurde ein ausführlicher Umweltbericht erstellt. Dabei wurden alle auch hier in der 
Flächennutzungsplanänderung zu betrachtenden Umweltbelange ausführlich behandelt.  

Da die Flächennutzungsplanänderung und der Bebauungsplan im Parallelverfahren betrieben wer-
den und der Umweltbericht zum Bebauungsplan alle notwendigen Informationen enthält, kann die-
ser hier heran gezogen werden.  

                                           
14  Siehe Fußnote 1 

15  Architektur- und Ingenieurbüro Jakobs-Thomas-Fuchs: Entwässerungskonzept zur Versickerung des Nieder-
schlagswassers der Dach- und Verkehrsflächen aus dem Werk II der Firma Papier-Mettler, Morbach im Teil-
bereich III des Gewerbeparks ‘HuMos’ in den Untergrund, Morbach, im August 2007 
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Im Folgenden wird eine allgemein verständliche Zusammenfassung gegeben. Für die ausführlichen 
Informationen wird auf den Umweltbericht zum Bebauungsplan verwiesen, der im Anhang beigefügt 
ist. 

Allgemein verständliche Zusammenfassung 

Der Zweckverband ‘Gewerbepark Hunsrück-Mosel HuMos’ beabsichtigt in Anlehnung an den Flä-
chennutzungsplan der verbandsfreien Gemeinde Morbach die Ausweisung und rechtliche Absiche-
rung der 1. Änderung des 3. Teilgebietes für den interkommunalen Gewerbepark HuMos. Die 
2. Flächennutzungsplanänderung erfolgt im Parallelverfahren. 

Durch das vorhandene Gewerbegebiet im benachbarten Teilgebiet 1 und 3 bestehen im unmittel-
baren Nahbereich bereits sehr hohe Vorbelastungen vor allem für das Landschaftsbild. 

In der Entwicklungskonzeption des Landschaftsplanes ist das Plangebiet als ‘Flächen für die Land-
wirtschaft mit besonderen Anforderungen an die Entwicklung vernetzender und landschaftsstruktu-
rierender Elemente’ dargestellt. Im Flächennutzungsplan der Gemeinde Morbach ist der größte Teil 
des Plangebietes als landwirtschaftliche Nutzflächen dargestellt. 

Die Böden des Untersuchungsgebietes sind Tonschiefer - Sandstein - Verwitterungsböden mit relativ 
geringem Filtervermögen und mittlerer Empfindlichkeit gegenüber Versauerung. Die Böden sind in 
ebenen Lagen staunässeempfindlich. Vor allem aufgrund der Vorbelastung durch die landwirtschaft-
liche Intensivnutzung weisen die Böden des Untersuchungsgebietes eine geringe bis mittlere Schutz-
würdigkeit auf.  

Die Bedeutung der Flächen des Plangebietes für den Grundwasserhaushalt und die Grundwasser-
neubildung ist gering bis mittel. Die im Bebauungsplangebiet vorhandene Ackernutzung ist für die 
Abflussrückhaltung ungünstig. Östlich des Plangebietes ist ein Quellbereich vorhanden. Dieser wird 
als naturferner Graben gefasst. Der Quellbereich und die umgebende Feuchtwiese sind nach der 
vorliegenden Planung nicht direkt betroffen und bleiben in ihrem Bestand erhalten.  

Das Plangebiet ist aufgrund seiner Lage auf einer Hochfläche vor allem von überregionalen Luft-
austauschprozessen beeinflusst. Die offenen, als Acker und Grünland genutzten Flächen des Plan-
gebietes sind Kaltluftentstehungsgebiete. Frischluftbedarfsgebiete werden durch das Plangebiet nicht 
beeinflusst.  

Der Bereich des geplanten Baugebietes ist als relativ ausgeräumte Landschaft aktuell geprägt durch 
das Gewerbegebiet (Teilgebiet 1 und 3) sowie intensive landwirtschaftliche Nutzung. Lediglich öst-
lich des Plangebietes sind naturnahe Strukturen vorhanden. Neben einigen Laubgehölzen ist hier vor 
allem eine gut ausgeprägte Feuchtwiese mit Quellstandort zu nennen. Dieses Biotop ist nach § 28 
Landesnaturschutzgesetz16 pauschal geschützt und wurde in die Biotopkartierung des Landes aufge-
nommen. 

Bei Verwirklichung des geplanten gewerblichen Baugebietes bleiben die o.g. geschützten Biotopty-
pen erhalten.  

Aufgrund der Vorbelastung des Gewerbegebietes und der vorhandenen Nutzungs- und Biotoptypen 
sind im Bereich des Bebauungsplangebietes kaum schutzwürdige oder empfindliche Tierarten zu 
nennen. Als Jagdhabitat wird die Fläche u.a. durch die streng geschützten Arten Mäusebussard oder 
Graues Langohr genutzt. Aufgrund der hohen Nutzugsintensität auf der Fläche sind die betroffenen 
Räume aber leicht ersetzbar. 

                                           
16  Siehe Fußnote 1 
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Das Landschaftsbild im Bereich des Plangebietes ist geprägt durch das großflächige Gewerbegebiet 
mit hohen Bauwerken und die intensiv genutzten, strukturarmen landwirtschaftlichen Nutzflächen. 

Das geplante Neubaugebiet ist weithin einsehbar, allerdings besteht eine sehr hohe Vorbelastung 
durch das bereits ansässige Gewerbegebiet. Im weiten Umkreis sind für das bestehende 
Gewerbegebiet sowie im Rahmen von Bodenordnungsverfahren Sichtschutzpflanzungen 
durchgeführt worden, die auch für den vorliegenden Abschnitt ihre Wirksamkeit haben. Das 
Landschaftsbild weist insgesamt eine geringe Schutzwürdigkeit auf.  

Aufgrund der Strukturarmut des Raumes durch die landwirtschaftliche Intensivnutzung, der Nähe des 
Gewerbegebietes sowie der B 327 mit hoher Verkehrsbelastung ist das Planungsgebiet für die Er-
holungsnutzung wenig geeignet.  

Innerhalb des Plangebietes kommen Geruchsemissionen potenziell allein die überbaubare Fläche in 
Frage. In analoger Übertragung auf das Plangebiet ist die Betroffenheit von Gutenthal durch 
maßgebliche Geruchsbelastungen aufgrund der gegebenen Windverhältnisse in Kombination mit 
der Position der überbaubaren Flächen zur Ortslage nicht zu erwarten. Ergänzend kann angemerkt 
werden, dass durch die Neuplanung nach heutigem Kenntnisstand keine beachtliche 
Geruchsemission zu erwarten ist.  

Erwähnenswerte Sachgüter sind, neben den Ackerflächen, im Bereich des Planungsgebietes nicht 
vorhanden. Naturdenkmäler, Bodendenkmäler oder archäologische Fundstellen, Kulturdenkmäler 
oder kulturhistorisch bedeutsame Nutzungsformen sind im Planungsgebiet nicht bekannt. 

Aufgrund der für die FFH-relevanten Arten geringen Lebensraumeignung der vorhandenen Biotopty-
pen im Planungsgebiet und den relativ hohen Abständen zu EU-Vogelschutzgebieten ist festzustellen, 
dass durch die geplante Baumaßnahme keine relevanten Auswirkungen auf FFH-Gebiete oder EU-
Vogelschutzgebiete zu erwarten sind. 

Die mittelfristige Entwicklungsprognose für das Untersuchungsgebiet ohne das geplante Vorhaben 
entspricht der derzeitigen landwirtschaftlichen Intensivnutzung.  

Die bei der Realisierung der Baumaßnahme entstehenden Eingriffe und Abweichungen von grund-
sätzlichen Zielvorstellungen betreffen vor allem die Schutzgüter ‘Boden’ und ‘Wasser’. 

Durch die aufgezeigten Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen wie  
• Erhalt schutzwürdiger Biotopflächen östlich des Plangebietes 
• Optimierung der Regenwasserversickerung 
• schonender Umgang mit dem Boden während der Bautätigkeit 

können einzelne Auswirkungen auf Natur und Landschaft in ihrer Intensität und Reichweite vermin-
dert werden.  

Verbleibende Beeinträchtigungen, die durch weitere landespflegerische Maßnahmen zu kompensie-
ren sind, sind vor allem 

• der Verlust aller Bodenfunktionen durch Versiegelung auf ca. 2,53 ha,  
• auf dieser Fläche ein Lebensraumverlust für Pflanzen und Tiere sowie  

• eine Verringerung der Grundwasserneubildungseignung. 

• die Beeinträchtigung von Bodenfunktionen durch Auftrag von Boden, Verdichtung (1,66 ha) 

• Beeinträchtigung des Mikroklimas 

• die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes 

Weiterhin zu erwähnen ist die Überplanung einer Gewerbefläche mit Pflanzverpflichtung (0,92 ha). 
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Kompensationsschwerpunkte für die Eingriffe in Natur und Landschaft sind im Bereich des Plange-
bietes vor allem die landschaftsgerechte Eingrünung durch großflächige Gehölzpflanzungen, die 
Entsiegelung eines asphaltierten Wirtschaftswegeabschnitts sowie die Extensivierung angrenzender 
Ackerflächen zur Aufwertung der Bodenfunktionen und Optimierung als Lebensraum und Jagdhabi-
tat für Offen- und Halboffenlandarten. 

Negative Auswirkungen durch Lärm auf umliegende Siedlungsgebiete werden durch Vorschriften des 
nachfolgenden Bebauungsplans zu Obergrenzen der Schallabstrahlung vermieden. 

8 VERFAHREN UND ABWÄGUNG 

Im Zuge der Aufstellung des Flächennutzungsplans wurden die Schritte der frühzeitigen und der 
förmlichen Beteiligung der Träger öffentlicher Belange sowie der Öffentlichkeit durchgeführt. 

Die Anregungen aus den Beteiligungsverfahren wurden planungsbegleitend verschiedentlich 
gewürdigt. Die Mehrzahl der vorgetragenen Anregungen waren in der Planung bereits umfänglich 
oder im Wesentlichen berücksichtigt worden bzw. konnten durch kleinere Änderungen und 
Ergänzungen sowie redaktionelle Anpassungen und Klarstellungen in der Begründung integriert 
werden. Die vorlaufend oder während des Verfahrens erstellten Fachuntersuchungen und 
Fachbeiträge lieferten dabei wichtige Erkenntnisse. 

Nicht Rechnung getragen wurde der Anregung der Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz auf die 
Kompensationsmaßnahme A 4 (Umwandlung von Ackerland in Extensivgrünland) zu verzichten. 
Dem war u.a. entgegenzuhalten, dass sich unterhalb der Ausgleichsfläche A 4 ein Bachlauf befindet, 
der innerhalb einer biotopkartierten Feuchtwiese entspringt. Daher ist der untere Bereich der 
Ackerfläche ohnehin relativ feucht, was die Bewirtschaftung als Ackerland erschwert. Zudem ist 
davon auszugehen, dass der Bachlauf unmittelbar unterhalb des Quellbereichs durch die intensive 
Ackernutzung, sowie dem Einsatz von Düngung und/oder Pflanzenschutzmittel stark eutrophiert bzw. 
belastet ist. Aus naturschutzfachlicher Sicht ist es daher zielführender diese Fläche einer extensiven 
Grünlandnutzung zuzuführen.   

Generell wird zu den Ergebnissen der Beteiligungsverfahren auf die umfangreichen textlichen 
Ausarbeitungen verwiesen, die der Gemeinde Morbach zur Durchführung der Abwägung zu den 
Anregungen vorlag.  

 

 

aufgestellt im Auftrag der Gemeinde Morbach 

  IMMISSIONSSCHUTZ • STÄDTEBAU • UMWELTPLANUNG 

Kaiserslautern, im Dezember 2016  1412 Be FzB/be 
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9 ANHANG –  
UMWELTBERICHT DES BEBAUUNGSPLANS ‚GEWERBEPARK HUNSRÜCK-
MOSEL –HUMOS, TEILGEBIET 3 – 1. ÄNDERUNG’  

Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens zum Teilgebiet 3 wurden bereits verschiedene umweltbezo-
gene Fachuntersuchungen durchgeführt. Dies sind in erster Linie der Fachbeitrag Naturschutz17 ge-
mäß Landesnaturschutzgesetz sowie immissionstechnische Untersuchung zu Geräuschen.18 
Daneben konnte auf damalige Erkenntnisse aus Fachgutachten und –planungen, u.a. zur 
Avifauna19 und zu Gerüchen20, zum Teilgebiet 3 zurück gegriffen werden.  

Der folgende Umweltbericht stellt in Auszügen sowie punktuell ergänzt die wesentlichen Auswirkun-
gen der Planung für die zu betrachtenden Schutzgüter dar.21  

Redaktioneller Hinweis: Die hier vorliegende Flächennutzungsplanänderung bezieht sich auf einen 
kleineren Geltungsbereich als der parallel erstellte Bebauungsplan. Dieser umfasst auch Teile der 
überbaubaren Bereiche mit einigen Randflächen. Die Flächennutzungsplanänderung stellt dagegen 
nur die hinzugewonnenen Arrondierungsflächen dar. 

9.1 EINLEITUNG 

9.1.1 Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Bauleitplans 

Beschreibung des Vorhabens 

Der Zweckverband ‚Gewerbepark Hunsrück-Mosel HuMos‘ beabsichtigt in Anlehnung an den Flä-
chennutzungsplan der verbandsfreien Gemeinde Morbach die Ausweisung und rechtliche Absiche-
rung der 1. Änderung des Bebauungsplanes zum Teilgebietes 3 für den interkommunalen Gewerbe-
park HuMos. Da der geplante Bauabschnitt größer werden soll als in der Flächennutzungsplanung 
der Gemeinde dargestellt, ist eine Änderung des Flächennutzungsplanes im Parallelverfahren durch 
die Gemeinde Morbach notwendig. Da bereits zum Bebauungsplan vertiefte Untersuchungen 
durchgeführt wurden, können diese weitergehenden Betrachtungen auch für den vorbereitenden 
Bauleitplan herangezogen werden. 

Unter anderem aufgrund mangelnder Flächenverfügbarkeit wurde das Plangebiet im Osten zwischen 
dem Entwurf 2007 und der Rechtskraft 2009 um mehrere Hektar verkleinert. Diese Fläche wird in 
der vorliegenden 1. Änderung des Bebauungsplanes wieder angegliedert, so dass das Plangebiet 
dem Entwurf von 2007 entspricht. 

                                           
17  Gemeindeverwaltung Morbach: Fachbeitrag Naturschutz zum Bebauungsplan ‚Gewerbepark Hunsrück-Mosel - 

HuMos - Teilgebiet 3 – 1. Änderung’, Morbach, im Juli 2014 

18  Isu Ingenierugesellschaft für Immissionsschutz, Schalltechnik und Umweltberatung mbH: Zweckverband Gewerbe-
park HuMos, Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan für das Teilgebiet 3 und zur 2. Änderung des 
Bebauungsplans für das Teilgebiet 1, Bitburg, im Oktober 2007 

19  ÖSTLAP/Martin Schorr: Beurteilung der Empfindlichkeit der Avifauna des für die Erweiterung des interkommuna-
len Gewerbegebietes HuMos vorgesehenen Bereiches nordöstlich von Gutenthal, Gutachten im Auftrag des 
Zweckverbandes Gewerbepark Hunsrück-Mosel, Morbach, Zerr, im Juli 2006 

20  Geruchsimmissionsprognose zur Fortführung der Bauleitplanung im Gewerbepark Hunsrück-Mosel -HuMos- 
,Ergebnisse der 1. Untersuchungsphase’, erstellt von isu Ingenieurgesellschaft für Immissionsschutz, Schalltechnik 
und Umweltberatung mbH, Ramstein-Miesenbach, im November 2000 

21  Insbesondere für Quellenangaben wird auf die genannten Fachbeiträge verwiesen. 
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Der Bedarf für die Neuausweisung von Gewerbeflächen in diesem Bereich ergibt sich vor allem 
durch konkrete und großflächige Erweiterungsabsichten eines im Gewerbepark HuMos ansässigen 
Betriebes. 

Beschreibung der geplanten Festsetzungen 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes zum Teilgebiet 3 hat eine Größe von insgesamt 10 ha. 
Der Bebauungsplan sieht die Ausweisung eines Industriegebietes nach § 9 der Baunutzungsverord-
nung vor. Da die vorliegende Planung einen Bereich des rechtskräftigen Bebauungsplanes ‚Teilge-
biet 3‘ überplant, ergibt sich, nach der Flächenbilanz des Bebauungsplanes durch die vorliegende 
1. Änderung eine neu hinzu kommende ‚beplante‘ Fläche von 4,4 ha. Darin enthalten sind rund 
1,9 ha Anpflanzfläche. 

Weiterhin wird eine Fläche des rechtskräftigen Bebauungsplans mit bestehender Pflanzpflicht (Bö-
schung) auf 0,95 ha überplant. 

Auf den Flächen des Industriegebietes ‚GI‘ sind im Wesentlichen Gewerbe- und Industriebetriebe mit 
einigen wenigen Ergänzungseinrichtungen zulässig. Der Zusatz ‚e‘ zur Gebietsbezeichnung ‚GI‘ steht 
für die Begrenzung der Lärmemissionen durch entsprechende Festsetzungen.22 

Das Maß der baulichen Nutzung wird bestimmt durch die Grundflächenzahl von 0,7 mit Über-
schreitungsmöglichkeit bis 0,8 für weitere Versiegelungen. Die Bauhöhe wird gestaffelt als Kompro-
miss aus betrieblichen Erfordernissen und dem Schutz der Bevölkerung sowie des Landschaftsbildes 
festgesetzt. Die Standardhöhe liegt bei 15 m. Sie darf weiter entfernt von der Ortslage Gutenthal für 
bestimmte Flächenanteile überschritten werden. In einem kleinen Teilbereich ist ein Hochregallager 
mit bis zu 45 m Höhe erlaubt. 

Ein Verkehrsweg ist als vorhandener bzw. auszubauender Wirtschaftsweg vorgesehen.  

Die übrigen flächenhaften Festsetzungen im Bebauungsplan beziehen sich auf Pflanzbindungen, die 
auf eine Eingrünung der Bauflächen zielen, sowie Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und Landschaft, vornehmlich zur Gewährleistung einer naturnahen Re-
genwasserbehandlung.  

Bauordnungsrechtliche Regelungen schreiben eine optisch zurückhaltende Farbgebung vor und be-
grenzen Werbeanlagen in ihrer Art und Größe. 

9.1.2 Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten Ziele des 
Umweltschutzes  

Das Plangebiet der vorliegenden Planung liegt nach Landesentwicklungsprogramm IV (LEP IV) in ei-
nem ‚Erholungs- und Tourismusraum‘. 

Im Regionalen Raumordnungsplan (RROP) war das Gebiet ursprünglich als ‚sehr gut bis gut geeig-
nete landwirtschaftliche Nutzfläche‘ eingestuft. Zudem liegt es in einem ‚Schwerpunktbereich der 
weiteren Fremdenverkehrsentwicklung‘. Die Teilfortschreibung ‚Bereich Gewerbe und Industrie‘ von 
1995 stellt den Gewerbepark ‚HuMos‘ als ‚bestehenden landesweit bedeutsamen Gewerbestandort‘ 
sowie als ‚regional bedeutsamen Gewerbe- und Industriestandort‘ dar. Der größte Teil des Plange-
bietes (Teilgebiet 3) wird als ‚Vorbehaltsbereich für die gewerbliche Entwicklung‘ dargestellt. Ein 
kleinerer Teil im Osten des Plangebietes wird als ‚Vorranggebiet Landwirtschaft‘ dargestellt. 

Der in der Aufstellung befindliche Regionalplan sieht für einen kleinen Bereich im Süden des Gel-
tungsbereiches ein Vorranggebiet für Industrie und Gewerbe vor. Für das übrige Plangebiet werden 
keine inhaltlichen Aussagen getroffen (Entwurf, Stand Januar 2014).  

                                           
22  vgl. die textlichen Festsetzungen sowie die Planzeichnung zum Bebauungsplan 
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In der ‚Planung vernetzter Biotopsysteme‘, wird das Untersuchungsgebiet in der Karte ‚Prioritäten‘ 
nicht gesondert gekennzeichnet – prioritäre Lebensräume sind hier also nicht aufgeführt. In den Ent-
wicklungszielen derselben Planung werden die Dauergrünlandstandorte inklusive der Feuchtwiese im 
Nordosten des Plangebietes als erhaltenswerte Wiesen und Weiden mittlerer Standorte dargestellt. 
Der kleine Bachlauf wird als zu entwickelnd dargestellt. Für das übrige Plangebiet stellt die Planung 
vernetzter Biotopsysteme lediglich ‚Ackerflächen‘ sowie als Ziel eine ‚biotoptypenverträgliche Nut-
zung‘ dar. Der Waldbereich ‚Die Wacken‘ wird als ‚übrige Wälder und Forste‘ nicht durch die Bio-
topkartierung erfasst‘ dargestellt. 

In der Biotopkartierung von Rheinland-Pfalz (Stand 2010) wurde östlich des Plangebietes in etwa 
75 m Entfernung eine Fläche erfasst (BK-6108-0015-2010): die Feuchtwiese mit Quellbereich im 
Nordosten.23. Diese wird z.T. auch als gesetzlich geschützter Biotop dargestellt. Die Fläche liegt au-
ßerhalb des Plangebietes und wird nicht tangiert. Sollte es aber durch den Auflastdruck der Auf-
schüttungen und geplanten Gebäude zu einer Beeinträchtigung der Quellschüttung oder der 
Feuchtwiese kommen, liegt eine Befreiung der SGD Nord (11. Mrz. 2008) vor. Diesbezügliche Kom-
pensationsmaßnahmen wurden bereits im rechtskräftigen Bebauungsplan ‚HuMos – 3. Teilgebiet‘ 
abschließend behandelt. 

Im Flächennutzungsplan der Gemeinde Morbach ist der neu ausgewiesene Bereich der 1. Ände-
rung als landwirtschaftliche Nutzfläche dargestellt. Eine 2. Änderung des Flächennutzungsplanes 
wird parallel zum Bebauungsplan durchgeführt.  

  
Auszug aus dem Flächennutzungsplan der Gemeinde Morbach,  

1. Änderung im Bereich Gewerbepark Hunsrück-Mosel, Teilgebiet 3 (2009) 

Die Landschaftsplanung der Einheitsgemeinde Morbach formuliert 

• Für das Plangebiet als ‚Räumliches Leitbild‘: 

                                           
23  In einem älteren Stand der Biotopkartierung ist dieser Bereich nicht erfasst; die Fläche wurde deshalb auch nicht 

im Flächennutzungsplan der Gemeinde Morbach entsprechend gekennzeichnet.  
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Landwirtschaftliche Nutzflächen mit ökologischen und landschaftsgestalterischen Grundan-
forderungen (Acker und Wirtschaftsgrünland mit wechselnden Flächenanteilen, Mindestmaß 
an Strukturelementen wie Feldgehölze, Krautsäume usw.). 

• Für den Bachlauf und die Feuchtwiese östlich des Plangebietes: 
Nebentäler und Quellbereiche; kleinteilige Mosaike aus Feucht- und Nasswiesen, Magerwie-
sen und Borstgrasrasen.  

• Für das bestehende Gewerbegebiet HuMos (TG1): 
Gewerbeflächen: Durchgrünung, Einbindung in die Landschaft, Emissionsschutz, Sichtschutz;  
Konzentration der Gewerbeansiedlung im Hochwald; Verzicht auf Inanspruchnahme von Flä-
chen an anderen Standorten 

• Für das nordwestlich angrenzende Waldgebiet ‚Die Wacken‘: 
Zusammenhängende Waldbestände mit Grundanforderung; Wechselnde Anteile von Laub-, 
Misch- und Nadelwäldern mit landespflegerischen Grundanforderungen; eingestreute Alt-
/Totholzinseln, Naturverjüngungsflächen, Vorwälder, Waldlichtungen 

Das Entwicklungskonzept sieht für das Plangebiet ‚Flächen für die Landwirtschaft mit besonderen 
Anforderungen an die Entwicklung vernetzender und landschaftsstrukturierender Elemente (Gehölze, 
Säume etc.)‘ vor.  

9.2 BESCHREIBUNG UND BEWERTUNG DER UMWELTAUSWIRKUNGEN 

9.2.1 Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzustands 
einschließlich der Umweltmerkmale der Gebiete, die voraussichtlich erheblich beeinflusst 
werden 

Die Ermittlung der Bestandsdaten beruht im Wesentlichen auf den Vorgaben der Landschaftspla-
nung für die Einheitsgemeinde Morbach, einer örtlichen Überprüfung der Gegebenheiten sowie ei-
ner aktualisierten und konkretisierten Erfassung der Schutzgüter wie z. B. durch eine aktuelle Bio-
toptypenkartierung. Zudem werden die Schutzgüter Mensch, Kultur- und Sachgüter sowie die Wech-
selwirkungen zwischen den Schutzgütern untersucht. Die aktuelle Biotoptypenkartierung ist als 
‚Karte 1: Bestand‘ Bestandteil der Planunterlagen.24 Ferner wurde für den Bebauungsplan HuMos, 
Teilgebiet 3 ein vogelkundliches Fachgutachten im Jahr 2006 durchgeführt. 

Die landespflegerischen Zielvorstellungen treffen Aussagen darüber, wie Natur und Landschaft zu 
schützen, zu pflegen und zu entwickeln sind. Hierbei sind die Ziele und Grundsätze nach § 1 Bun-
desnaturschutzgesetz (BNatSchG) zu beachten. 

Die Ableitung des Erhaltungs- und Entwicklungsbedarfs stellt eine Synthese gesetzlicher Grundlagen, 
überregionaler und regionaler Planungsziele und örtlicher Schutzwürdigkeits- und Empfindlichkeits-
merkmale dar. Vorbelastungen des Naturhaushaltes, d. h. Auswirkungen der aktuellen Raum-
nutzung, wurden einbezogen. 

9.2.1.1  Geologie und Böden 

Die Böden des Untersuchungsgebietes sind Tonschiefer - Sandstein - Verwitterungsböden (Hunsrück-
schiefer, überlagert mit lehmigen Deckschichten) mit relativ geringem Filtervermögen und mittlerer 
Empfindlichkeit gegenüber Versauerung. Die Böden, schwach bis mittelgründige basenarme Braun-
erden und Ranker aus stein- und grusreichen tonigen Lehmen, sind in ebenen Lagen staunässeemp-
findlich.  

                                           
24  Siehe auch verkleinerte Wiedergabe auf Seite 24 
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Aufgrund der durchweg intensiven landwirtschaftlichen Nutzung der Flächen sind die Böden deutlich 
anthropogen geprägt und in ihrer natürlichen Entwicklung stark gestört. Zudem werden Bodenfunk-
tionen durch die regelmäßigen Dünger- und Pestizideinträge beeinträchtigt. 

Die Ertragsmesszahl im Plangebiet liegt durchschnittlich bei 36, die landwirtschaftliche Nutzbarkeit 
ist daher gering bis mittel und liegt geringfügig unter dem Durchschnitt des gesamten Gemeindege-
bietes.25 Die Bodentypen des Untersuchungsgebietes sind für die Region typisch.  

Eine Vorbelastung besteht durch die intensive landwirtschaftliche Nutzung (z.T. Erosionsgefährdung 
bei Schwarzbrachen, Bodenverdichtung durch landwirtschaftliche Maschinen, Störung des Boden-
aufbaus und des Bodengefüges durch Bodenbearbeitung; Stoffeinträge und regelmäßigen Um-
bruch). Insgesamt weisen die Böden des Untersuchungsgebietes eine geringe bis mittlere Schutzwür-
digkeit auf.  

Aussagen des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) § 1 Abs. 3 

• Böden (sind) so zu erhalten, dass sie ihre Funktion im Naturhaushalt erfüllen können, nicht mehr 
genutzte versiegelte Flächen sind zu renaturieren, oder, soweit eine Entsiegelung nicht möglich 
oder nicht zumutbar ist, der natürlichen Entwicklung zu überlassen. 

Boden ist als nicht erneuerbares Gut schutzwürdig und prinzipiell zu sichern. Generelles Ziel des Bo-
denschutzes ist der Erhalt bzw. die Verbesserung aller Bodenfunktionen (Filter- und Pufferfunktion, 
Wasserschutzfunktion, Produktionsfunktion und Funktion als Lebensstätte für Pflanzen und Tiere). Der 
Einsatz von Düngemitteln und Pestiziden ist zu vermindern. Der Boden ist vor Versiegelung und Ver-
dichtung, vor Stoffeinträgen und vor Erosion zu schützen. Eine Extensivierung landwirtschaftlicher 
Nutzung trägt zu einer Aufwertung der Bodenfunktionen, u. a. durch verminderten Stoffeintrag, bei. 

Durch das geplante gewerbliche Baugebiet wird ein hoher Anteil der Böden des Plangebietes voll-
ständig versiegelt. Die oben genannten Ziele sind hier nicht mehr zu verwirklichen. 

Bei Verwirklichung des Baugebietes werden folgende Ziele formuliert: 
• Die Umlagerung von Böden zur Geländegestaltung ist durch entsprechende Bauanordnung zu 

begrenzen. Der Boden ist schonend zu behandeln (Abschieben des Mutterbodens, Zwischenla-
gerung, Wiederverwendung). 

• Überbauung und Versiegelung sind auf das notwendige Maß zu beschränken.  

• Unbefestigte Flächen sind zu bepflanzen oder mit Gras dauerhaft anzusäen, um Erosion zu 
vermeiden und die Bodenfunktionen zu optimieren. 

9.2.1.2  Wasserhaushalt 

Nordöstlich ist außerhalb des Plangebietes ein Oberflächengewässer sowie dessen Quellbereich auf 
der Gemarkung Morbach, Flur 19, Flurstück 42/1 vorhanden. Der Quellbach wird als Graben ge-
fasst und fließt als namenloser Zufluss an der K 80 vor Rapperath in die Dhron. Durch den graben-
ähnlichen Ausbau des Baches wird anfallendes Oberflächenwasser schnell in den nächsten Vorfluter 
abgeleitet. Nennenswerte Retentionsräume am Bach sind nicht vorhanden. Durch den naturfernen 
Ausbau und die landwirtschaftliche Intensivnutzung bis nah an den Gewässerrand heran besteht für 
den Bach eine hohe Vorbelastung. Generell hat Oberflächenwasser eine hohe Empfindlichkeit ge-
genüber Stoffeinträgen. 

Der Quellbereich (etwa 75 m außerhalb des Plangebietes) hat eine sehr hohe Schutzwürdigkeit und 
eine hohe Empfindlichkeit gegenüber Überbauung und Stoffeinträgen sowie der Verminderung der 

                                           
25  Gutenthal: EMZ (Ertragsmesszahl) gesamt 34; Morbach: EMZ gesamt 36; Gesamtgemeindegebiet: EMZ 37; 

Durchschnitts-EMZ Kreis Bernkastel-Wittlich: 35 (GFL 1998) 
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Wasserschüttung. Aufgrund einer möglicherweise nicht vermeidbaren Beeinträchtigung der Quell-
schüttung durch den Auflastdruck geplanter Gebäude im Plangebiet wurde vorsorglich eine Befrei-
ung beantragt und durch die SGD Nord mit Bescheid vom 11. Mrz. 2008 erteilt. 

Die Bedeutung der Flächen des Plangebietes für den Grundwasserhaushalt und die Grundwasser-
neubildung ist gering bis mittel, da die Böden und geologischen Schichten aufgrund ihrer Kompakt-
heit nur eine relativ geringe Wasserdurchlässigkeit (schlechte Wasserleitfähigkeit, geringes Speicher-
vermögen) sowie, u.a. dadurch bedingt, eine geringe bis mittlere Verschmutzungsempfindlichkeit 
haben.  

Die Ackernutzung im weitaus größten Teil des Plangebietes ist für die Abflussrückhaltung relativ un-
günstig. Grünlandflächen haben eine mittlere Retentionswirkung. Eine hohe Retentionswirkung hat 
der Waldbereich ‘Die Wacken’ nördlich des Plangebietes. 

Ein Wasserschutzgebiet ist im Plangebiet und dessen Umgebung nicht ausgewiesen. 

Als Vorbelastung im Plangebiet ist vor allem die landwirtschaftliche Intensivnutzung mit entsprechen-
den Stoffeinträgen zu nennen sowie die großflächig versiegelten Gewerbeflächen. 

Aussagen des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) § 1 Abs. 3 

• Meeres- und Binnengewässer (sind) vor Beeinträchtigungen zu bewahren und ihre natürliche 
Selbstreinigungsfähigkeit und Dynamik zu erhalten; dies gilt insbesondere für natürliche oder 
naturnahe Gewässer einschließlich ihrer Ufer, Auen und sonstigen Rückhalteflächen; Hochwas-
serschutz hat auch durch natürliche oder naturnahe Maßnahmen zu erfolgen; für den vorsor-
genden Grundwasserschutz sowie für einen ausgeglichenen Niederschlags-Abflusshaushalt ist 
auch durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege Sorge zu tragen. 

Zum Schutz des Oberflächengewässers ist der Quellbereich zu schützen und dessen Umgebung 
weiterhin extensiv zu nutzen oder zu pflegen. Der Bachlauf ist zu renaturieren und naturnah zu 
strukturieren. Beiderseits des Baches sind ausreichend dimensionierte, extensiv zu nutzende Puffer-
streifen auszuweisen, um Stoffeinträge aus der angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzung in den 
Bachlauf zu vermindern. 

Die aktuelle Bedeutung des Planungsgebietes für die Grundwasserneubildung ist aufgrund der Be-
schaffenheit von Böden und Gestein gering bis mittel. Die örtliche Zielsetzung für den Wasserhaus-
halt ist, die derzeitige Grundwasserneubildungsrate zu erhalten und Schadstoffeinträge in Grund- 
und Oberflächengewässer (hier: Quellbereich und Bach im nordwestlichen Teil des Plangebietes) zu 
vermeiden. Eine Extensivierung landwirtschaftlicher Nutzung trägt zu einer Aufwertung der Boden-
funktionen durch verminderten Stoffeintrag und somit zu einer besseren Grundwasserqualität bei. 

Bei Verwirklichung des Baugebietes sind folgende örtliche Ziele zu berücksichtigen: 

• Der Quellbereich ist zu schützen und von Überbauung frei zu halten. 

• Der Quellbach ist zu renaturieren, Stoffeinträge sind zu vermindern. 

• Die derzeitige Grundwasserneubildung ist, soweit möglich, zu erhalten. Aus diesem Grund ist die 
Versiegelung auf das notwendige Ausmaß zu begrenzen. 

• Das nicht verwertbare Niederschlagswasser ist in naturnah gestalteten Wasserrückhaltungen 
(Mulden) zurückzuhalten, wenn möglich zu versickern oder als Brauchwasser zu nutzen. 

• Stoffeinträge in Grund- und Oberflächengewässer sind zu vermeiden. 

9.2.1.3  Klima / Luft 

Das Plangebiet ist aufgrund seiner Lage auf einer Hochfläche vor allem von überregionalen Luft-
austauschprozessen beeinflusst. Die Kuppenbereiche des Plangebietes sind sehr windexponiert. Die 



Gemeinde Morbach • 2. Änderung des Flächennutzungsplans  
im Bereich ‚Gewerbepark Hunsrück-Mosel -HuMos- Teilgebiet 3’    Begründung 

Fassung zur Genehmigung  Dezember 2016 Seite 23 

häufigste Windrichtung im Jahresmittel ist Südwest; daneben ist als zweithäufigste Windrichtung 
Nordost zu nennen. 

Die offenen, als Acker und Grünland genutzten Flächen des Plangebietes sind Kaltluftentstehungs-
gebiete. Aufgrund der geringen Hangneigung im Plangebiet unter 4 Prozent erfolgt vom Plangebiet 
ausgehend kein relevanter Abfluss der kalten Luftmassen hangabwärts. Vom bestehenden Gewerbe-
gebiet HuMos und den dort ansässigen Betrieben gehen derzeit keine relevanten Geruchs- oder 
Stoffemissionen aus. 

Aufgrund der relativ unbelasteten Luft im Planungsgebiet und der guten Durchlüftung auf der wind-
offenen Hochfläche besteht eine geringe Empfindlichkeit gegenüber bioklimatischen Belastungen.  

Aussagen des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) § 1 Abs. 3 

• Luft und Klima (sind) auch durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu 
schützen; dies gilt insbesondere für Flächen mit günstiger lufthygienischer oder klimatischer Wir-
kung wie Frisch- und Kaltluftentstehungsgebiete oder Luftaustauschbahnen; dem Aufbau einer 
nachhaltigen Energieversorgung insbesondere durch zunehmende Nutzung erneuerbarer Ener-
gien kommt eine besondere Bedeutung zu. 

Die Fläche des geplanten Baugebietes hat vor allem aufgrund ihrer windoffenen Lage keine nen-
nenswerten bioklimatischen Belastungen für angrenzende, empfindliche Flächen zur Folge, da es 
durch die geplante Bebauung aufgrund des Geländereliefs zu keiner Abschneidung und Verbauung 
von für Frischluftbedarfsgebiete relevanten Kaltluftströmen kommt.  

Bei Verwirklichung des Baugebietes sind zum Erhalt des Kleinklimas folgende Ziele gegeben: 

• Möglichst weit gehende Verminderung der zulässigen Oberflächenversiegelung (Verminderung 
der Wärmeabstrahlung auf versiegelten Flächen). 

• Weitgehende Durchgrünung des Plangebietes mit Gehölzen zur Schadstofffilterung. 

• Keine durchgehende, hohe Bebauung quer zur Hauptwindrichtung, um überregionale Luftaus-
tauschprozesse für das Frischluftbedarfsgebiet Gutenthal nicht zu beeinflussen. 

• Vermeidung von Geruchsbelästigungen. 

• Die Nutzung von Solarenergie einschließlich Photovoltaik ist prinzipiell zuzulassen26. 

9.2.1.4  Aktuelle Flächennutzung 

Im Folgenden wird die Flächennutzung im Plangebiet sowie in dessen Umgebung grob beschrieben. 
Eine konkrete Beschreibung der Biotoptypen sowie der Tierwelt des Plangebietes folgt in Kapitel 
9.2.1.5. Des Weiteren wird auf das avifaunistische Gutachten im Anhang des Fachbeitrags Natur-
schutz verwiesen. 

Der Bereich des geplanten Baugebietes ist geprägt durch intensive landwirtschaftliche Nutzung 
(Ackerland). Nach Westen und Süden schließt sich die bepflanzte Böschung zum Gewerbegebiet 
HuMos und das Gewerbegebiet an. 

Direkt an das Plangebiet grenzen im Osten die Wasserrückhalteeinrichtungen des Gewerbegebietes 
HuMos an. 

Nördlich des Plangebietes wurden eine wegbegleitende, Obstgehölzreihe angelegt, die aufgrund 
des geringen Alters der Bäume aber noch keine landschaftsprägende Wirkung oder eine hervorge-
hobene ökologische Wertigkeit erlangt haben.  

                                           
26  Maßnahme als Klimaschutzziel im weitesten Sinne 
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Hinter den Regenrückhaltebeckens in östlicher Richtung ist eine gut ausgeprägte Feuchtwiese mit 
Quellstandorten zu nennen. Dieses Biotop ist nach § 30 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)27 
pauschal geschützt und wurde in die Biotopkartierung des Landes aufgenommen. Der von hier aus-
gehende kleine Bachlauf ist aber wenige Meter quellabwärts bereits als naturferner, strukturarmer 
Graben ohne ausreichende Uferrandstreifen ausgebaut. 

Das Waldgebiet ‚Die Wacken‘ im Nordwesten des Plangebietes liegt relativ isoliert und ist geprägt 
durch großflächige Nadelholzkulturen. Die randlichen Waldbereiche im Süden und Südwesten des 
Waldgebietes sind aber ökologisch hochwertige und strukturreiche Laub- und Laubmischwälder mit 
teilweise gut ausgebildeten Waldrandbereichen und kleinen Lichtungen (Wildäsungsflächen).  

Südlich und westlich befinden sich Gewerbeflächen ohne ökologische Schutzwürdigkeit. 

Am äußeren Rand des Gewerbegebietes ist es aber durch dichte Laubgehölzpflanzungen in die 
Landschaft eingebunden. Aufgrund des relativ geringen Alters der Gehölzbestände entfalten diese 
aber noch keine hervorgehobene ökologische Wirkung oder Sichtschutzfunktion. Verwendet wurden 
hier durchweg heimische und standortgerechte Laubgehölze, so dass die ökologische Wertigkeit die-
ser Pflanzungen mit den Jahren deutlich zunehmen wird. 

Die Kartierung der ‚heutigen potentiellen natürlichen Vegetation‘ weist für das Plangebiet einen 
Hainsimsen-(Traubeneichen-)Buchenwald (Luzulu-Fagetum [BA]) aus, der im Endstadium einer Suk-
zessionsentwicklung den größten Teil des Untersuchungsgebietes bedecken würde. Nur die Feucht-
wiese und deren nähere Umgebung östlich des Plangebietes ist als ‚Babi‘ (mäßig basenarme, 
feuchte Ausbildung des BA), der Bereich des Bachlaufes als ‚Erlen-Eschen-(Quell)Bach-Wald‘ (SB) 
kartiert. Lediglich letztgenannter Bereich (außerhalb des Plangebietes) weist aufgrund seiner relativen 
Seltenheit eine Schutzwürdigkeit auf; die übrigen Standorte (BA und BAbi) sind im gesamten Natur-
raum typisch (sehr häufig und großflächig zu finden) und geben Hinweise auf mäßig frische bis fri-
sche Feuchteverhältnisse und einen mäßigen Basengehalt der Böden. 

9.2.1.5  Tiere und Pflanzen 

Eine aktuelle Biotoptypenkarte ist als ‘Karte 1 - Bestand’ Teil des Fachbeitrags Naturschutz (siehe 
auch die anschließende Darstellung). Im Folgenden werden die Biotoptypen beschrieben sowie auf 
für die Planung relevante Arten oder Biotopstrukturen hingewiesen. 

                                           
27  vgl. Fußnote 1 
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Das Plangebiet ist derzeit intensiv genutztes Ackerland (in 2014 Getreideanbau auf der gesamten 
Fläche). In der Regel wird bis nahe an die Wege heran gepflügt, so dass es nur im Norden und Sü-
den des Plangebietes Ackerrandstreifen gibt. 

Direkt an das Plangebiet grenzen die östlichen Wasserrückhalteeinrichtungen des Gewerbegebietes 
HuMos an. Während das erste große Becken eine weitgehend offene Wasserfläche mit sandig-kiesi-
gem Ufer ist,28 stellt sich das zweite Becken als halb verlandete Fläche nahe einem Großseggenried 
mit Seggenbulten (Rispen-Segge; Carex paniculata) und Schilf (Phragmites australis) dar. Dieser wird 
von Stockenten (Anas platyrhynchos) und Graureihern (Ardea cinerea) regelmäßig zur Nahrungs-
suche aufgesucht. Das dritte Becken oberhalb der biotopkartierten Fläche ist fast vollständig mit 
breitblättrigem Rohrkolben (Thypha latifolia) bestanden. Letzterer zeigt einen hohen Nährstoffgehalt 
an. Diese Nährstoffe kommen offensichtlich aus dem oberhalb liegenden Plangebiet, welches derzeit 
als Getreideacker intensiv bewirtschaftet wird. 

Die Feuchtwiese mit Quellstandort 75 m östlich des Plangebiets und der angrenzende, naturferne 
Bach gehören nach Landschaftsplan zum ‚Großbiotop Nr. 2: Oberes Dhrontal‘29 und bilden hier die 
äußerste südwestliche Abgrenzung. Für diesen Biotopkomplex wird im Landschaftsplan eine ‚regio-
nale Bedeutung als Hauptachse der Biotopvernetzung für Offenland- und Halboffenlandarten‘ an-
gegeben. 

                                           
28  Sichtung Flussuferläufer (Tringa hypoleucus) am 25. Jul. 2014 durch Autor des Fachbeitrags Naturschutz 

29  Hundheim bis Rapperath 
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Die Feuchtwiese östlich des Plangebietes; Juli 2006 

Quelle: Gemeindeverwaltung Morbach 

Der Blühaspekt der Feuchtwiese ist im Frühjahr geprägt von Sumpfdotterblume und Wiesenschaum-
kraut. Weiterhin sind bestandsbildend: Kriechender Hahnenfuß, Gras-Sternmiere, Wiesenknöterich, 
Echtes Johanniskraut, Gemeiner Gilbweiderich, Mädesüß, Brennnessel, Sumpf-Kratzdistel, Sumpf-
Hornklee, Sumpf-Schafgarbe, Wiesenglockenblume, Flatterbinse, Honiggras, Rotes Straußgras, 
Glatthafer; daneben wurden als besonders erwähnenswerte Arten Blutwurz, Große Bibernelle, Echtes 
Labkraut und Gewöhnlicher Teufelsabbiss kartiert.30 Als erwähnenswerte Tierarten wurden hier 
Neuntöter und Raubwürger (der Raubwürger wurde allerdings weder in der UVS von 1993 noch in 
der aktuellen Vogelkartierung oder in der Biotopkartierung 2010 bestätigt) sowie die Heuschrecken 
Roesels Beißschrecke31 und Große Goldschrecke32 aufgeführt. Letztgenannte Art bevorzugt feuchte 
Wiesen und ist nach Aussage des Landschaftsplanes ‚im Westen und Norden des Gebietes fast re-
gelmäßig in Talwiesen und Quellmulden vertreten‘. Im weiteren Verlauf grenzt von Norden ein 
Maisacker an den Bach. 

Der Wald ‚Die Wacken‘ befindet sich nordwestlich des Plangebietes (außerhalb). Die zentrale Wald-
fläche ist geprägt durch einen großen, reinen, etwa 55-jährigen Fichtenforst (etwa 12 ha), der durch 
den Orkan ‚Kyrill‘ in 2007 einige Windwurfschäden aufweist. Weitere 3 ha sind Fichtenaltbestände 
von etwa 90 Jahren. Aufgrund ihres Alters haben diese Reinbestände eine mittlere Schutzwürdigkeit. 
Eine Krautschicht ist hier kaum vertreten. Die südlichen Randbereiche dieses Waldes sind geprägt 

                                           
30  Sumpfdotterblume (Caltha palustris), Wiesenschaumkraut (Cardamine pratensis), Kriechender Hahnenfuß 

(Ranunculus repans), Gras-Sternmiere (Stellaria graminea), Wiesenknöterich (Polygonum bistorta), Echtes 
Johanniskraut (Hypericum perforatum), Gemeiner Gelbweiderich (Lysimachia vulgaris), Mädesüß (Filipendula 
ulmaria), Brennnessel (Urtica dioica), Sumpf-Kratzdistel (Cirsium palustre), Sumpf-Hornklee (Lotus uliginosus), 
Sumpf-Schafgarbe (Achillea ptarmica), Wiesenglockenblume (Centaurea jacea), Flatterbinse (Juncus effusus), 
Honiggras (Holcus mollis), Rotes Straußgras (Agrostis tenuis), Glatthafer (Arrenatherum elatius), Blutwurz 
(Potentilla erecta), Große Bibernelle (Pimpinella major), Echtes Labkraut (Galium verum), Gewöhnlicher 
Teufelsabbiss (Succisa pratensis) 

31  Entgegen den Angaben in der Biotopkartierung ist Roesels Beißschrecke nach BELLMANN (1993) eine der 
häufigsten Laubheuschrecken in Deutschland, die sowohl auf trockenen, feuchten sowie auf gedüngtem Grasland 
‘fast nirgendwo fehlt zwischen den Alpen und Schleswig-Holstein’. 

32  Neuntöter (Lanius collurio), Raubwürger (Lanius excubitor), Roesels Beißschrecke (Metrioptera roeseli), Große 
Goldschrecke (Chrysochraon dispar) 
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durch Laub- und Laubmischwaldbestände. Der Waldbereich wird durch die vorliegende Planung 
nicht tangiert. 

Vogelkundliche Erhebungen wurden im Rahmen der frühere Umweltverträglichkeitsstudie (UVS) 
‚HuMos‘ sowie im Rahmen des Bebauungsplanes ‚HuMos – Teilgebiet 3‘ durchgeführt. Da das 
Plangebiet der vorliegenden 1. Änderung des Bebauungsplanes in 2006 noch dem Plangebiet 
‚HuMos – 3. Teilgebiet‘ entsprach, welches dann später verkleinert wurde, wurde das aktuelle Plan-
gebiet vollständig vom Gutachten abgedeckt. Da sich das aktuelle Plangebiet der vorliegenden 
1. Änderung ausschließlich als Ackerfläche sowie als neu angelegte und bepflanzte Böschung zum 
Gewerbegebiet darstellt, werden im Weiteren nur die für die vorliegende Planung relevanten As-
pekte berücksichtigt. 

FFH - Verträglichkeitsuntersuchung / EU – Vogelschutzgebiete 

Im Bereich der Gemeinde Morbach sind die folgenden FFH-Gebiete des Landes Rheinland – Pfalz 
Teil der aktuellen, abschließenden Meldung 2000 (LfUG / Ministerium für Umwelt und Forsten; 
Stand 3/2000) bzw. der Nachmeldung (MUF 2003): 

6109-301 Idarwald 

6208-301 Hochwald 

6108-301 Dhronhänge 

Die aufgeführten, gemeldeten FFH-Gebiete sind - Luftlinie - 2,4 km (6108-301), 1,3 km (6109-
301) bzw. 4,5 km (6208-301) vom geplanten gewerblichen Baugebiet ‚HuMos – 3. Teilgebiet, 
1. Änderung‘ entfernt. Im Rahmen der vorliegenden Planung ist vor allem die Betrachtung der relativ 
nahe gelegenen FFH-Gebiete ‚Dhronhänge‘ (6108-301; in der folgenden Abbildung rot schraffiert) 
sowie ‚Idarwald‘ (6109-301; in der Abbildung rosa dargestellt) von Bedeutung: 

Für das FFH-Gebiet ‚Dhronhänge‘ relevante, wertgebende Biotoptypen sind Fließgewässer, Borst-
grasrasen, feuchte Hochstaudenfluren, magere Flachlandmähwiesen, Silikatschutthalden, Silikatfel-
sen, Pionierrasen auf Silikatfelsen, Hainsimsen-Buchenwald, Waldmeister-Buchenwald, Labkraut-Ei-
chen-Hainbuchenwald, Schlucht- und Hangmischwälder sowie Erlen- und Eschenwälder (Weich-
holzauen) aufgeführt. 

 
Karte der FFH-Gebiete im Umfeld des Plangebietes  

(Quelle: www.naturschutz.rlp.de; 02.06.2006) 

http://www.naturschutz.rlp.de/
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An hervorzuhebenden Tier- und Pflanzenarten sind die ‚Groppe‘, der ‚Hirschkäfer‘ sowie verschie-
dene Fledermausarten33 zu nennen, daneben der ‚Prächtige Hautfarn‘.34 Die aufgeführten Arten sind 
eng an die genannten Lebensraumqualitäten und Biotoptypen gebunden. Diese kommen im Unter-
suchungsgebiet sowie in dessen direktem Umfeld nicht vor. Eine Relevanz des geplanten Baugebie-
tes als Erweiterung des bestehenden Gewerbeparks auf diese Arten wird ausgeschlossen. 

Für die weiteren, oben genannten FFH-Gebiete (‚6109-301 Idarwald‘ und ‚6208-301 Hochwald‘) 
relevante, wertgebende Biotoptypen sind noch renaturierungsfähige, degradierte Hochmoore, Torf-
moor-Schlenken, Übergangs- und Schwingrasenmoore, Hainsimsen-Buchenwald, Birken-Moorwald, 
Erlen-Eschenwälder und Auenwälder, daneben Fließgewässer, Silikatfelsen, Schlucht- und Hang-
mischwälder, Borstgrasrasen und Pfeifengraswiesen. An hervorzuhebenden Tierarten sind die Wald-
arten ‚Wildkatze’ (Felis silvestris), ‚Rauhfußkauz’ (Aegolius funereus), ‚Schwarzspecht’ (Dryocopus 
martius) sowie verschiedene Fledermausarten (s.o.) zu nennen, daneben für das Gebiet ‚Idarwald’ 
der ‚Skabiosen-Scheckenfalter’ (Euphydryas aurinia), eine seltene, eng an Feuchtwiesen gebundene 
Tagfalterart. Die hier aufgeführten Arten sind - bis auf die Fledermausarten und den Skabiosen-
Scheckenfalter - reine Waldarten und werden durch die vorliegende Planung nicht beeinträchtigt. 
Die für den Skabiosen-Scheckenfalter relevanten Feuchtwiesen im FFH-Gebiet ‚Idarwald’ sind die 
‚Hundheimer Quellmulde’ oder die großen Feuchtwiesenkomplexe des ‚Oberen Dhrontales’. Diese 
Flächen sind über 6 km Luftlinie vom Plangebiet entfernt.  

Die relativ isoliert liegende, kleine Feuchtwiese35 östlich des Plangebietes ist nur über den naturfer-
nen, grabenähnlich ausgebauten Bach, welcher keine nennenswerten Gewässerrandstreifen auf-
weist, mit den über 1 km (Luftlinie) entfernten Feuchtwiesen im Dhrontal bei Rapperath verbunden. 
Hier sind aber keine Funde der Art bekannt. Die o.g. Feuchtwiesenkomplexe im FFH-Gebiet Idar-
wald sind die zum Plangebiet nächstgelegenen, bekannten Vorkommen des Skabiosen-Schecken-
falters. Eine Beeinträchtigung der Art durch das geplante Vorhaben kann aufgrund der geringen 
Größe, der isolierten Lage der Fläche sowie dem hohen Abstand zu bestehenden Vorkommen der 
Art ausgeschlossen werden, zumal diese Feuchtwiese östlich des Plangebietes ohnehin erhalten blei-
ben soll. 

Lebensräume und Jagdhabitate der in den aufgeführten FFH-Gebieten vorkommenden Fledermaus-
arten sind vor allem Wald- und Waldrandbereiche sowie strukturreiche Offen- und Halboffenland-
bereiche. Das Plangebiet ist durch die intensive Ackernutzung arm an naturnahen Strukturen und hat 
selbst als Teillebensraum (Jagdhabitat) für diese Arten wenig Eignung, so dass es hier durch Inan-
spruchnahme der Flächen zu keinen erheblichen Beeinträchtigungen der genannten Arten kommen 
wird. 

EU-Vogelschutzgebiete sind im Gebiet der Gemeinde Morbach und in deren Umgebung nicht aus-
gewiesen. Das nächstgelegene EU-Vogelschutzgebiet befindet sich in etwa 20 km Entfernung im 
Moseltal. 

Aufgrund der für die aufgeführten Arten geringen Lebensraumeignung der vorhandenen Biotoptypen 
im Planungsgebiet (großparzellierte Ackerflächen), der Vorbelastung des Raumes vor allem durch 
das bestehende Gewerbegebiet und die B 327 ist festzustellen, dass durch die geplante Baumaß-
nahme keine relevanten Auswirkungen auf FFH-Gebiete oder EU-Vogelschutzgebiete zu erwarten 
sind. 

                                           
33  Bechsteinfledermaus (Myotis bechsteinii), Großes Mausohr (Myotis myotis), Mopsfledermaus (Barbastella barbas-

tellus), Teichfledermaus (Myotis dasycneme), Wimperfledermaus (Myotis emarginatus) 

34  Quelle: Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Rheinland-Pfalz vom 24. Mai 2004, Nr. 9, Anlage 1 
(G3231) 

35  Die Feuchtwiese ist etwa 5.640 m² groß 
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Streng geschützte Arten 

Eine mögliche Betroffenheit streng geschützter Arten wurde im Zuge der Erstellung des Fachbeitrags 
Naturschutz geprüft und dort in tabellarische Form aufgearbeitet. Betrachtet wurden die Arten, bei 
denen ein Vorkommen im umgebenden Landschaftsraum gesichert oder potenziell gegeben ist. 
Dann wurde im Wesentlichen anhand der Beschaffenheit des Plangebiets im Vergleich mit den Le-
bensraumanforderungen der Art abgeglichen, ob ein Vorkommen zu erwarten ist. 

An bemerkenswerten Arten wurden danach die nach § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
streng geschützten Arten Mäusebussard (Buteo buteo), Roter Milan (Milvus milvus), Sperber (Accipi-
ter nisus) und Turmfalke (Falco tinnunculus)’ kartiert. Alle vier Arten nutzen das Plangebiet aus-
schließlich zur Nahrungssuche. Im Anhang I der VSG-Richtlinie sind von den kartierten Arten der 
‚Rote Milan’ (s.o.) sowie der ‚Neuntöter (Lanius collurio)’ zu finden. Bei letztgenannter Art wurde ein 
Revier südöstlich des Plangebietes im Bereich der Feuchtwiese festgestellt. Diese Flächen bleiben in 
ihrem Bestand erhalten. 

In der Gesamteinschätzung des avifaunistischen Fachgutachtens kommt der Gutachter für den 
Bebauungsplan HuMos Teilgebiet 3 inklusive dem aktuellen Plangebiet der 1. Änderung zu dem 
Ergebnis, dass sich durch die Planung ein Kompensationsbedarf für die betroffenen Brutvögel ergibt, 
in erster Linie für die Offenlandarten Feldlerche und Wachtel, sowie für den Mäusebussard, obwohl 
sich dessen Horststandort im Waldgebiet ‘Die Wacken’ befindet und somit nicht durch die Baumaß-
nahme direkt betroffen ist.  

Das Revier des Neuntöters bleibt auch durch das geplante Baugebiet erhalten, so dass es für diese 
Art kaum zu Beeinträchtigungen kommen dürfte. Auch was die übrigen ‘Halboffenlandarten’ betrifft, 
kann hier von einer relativ geringen Betroffenheit durch die geplante Baumaßnahme ausgegangen 
werden. 

Die relativ ausgeräumten und intensiv bewirtschafteten Ackerflächen des Plangebietes haben als 
Jagdhabitat für die meisten Fledermäuse kaum Bedeutung. Bei einer ökologisch orientierten Eingrü-
nung des geplanten gewerblichen Baugebietes, wie es in Teilgebiet 1 und 3 bereits geschehen ist, 
kann es hier sogar zu einer Optimierung kommen. Von den im Untersuchungsgebiet potenziell vor-
kommenden Fledermausarten nutzt nur das ‚Graue Langohr’ (Plecotus austriacus), welches nach 
LSV (2005) im Bereich der ‘TK 6208 Morscheid-Riedenburg’ (südlich des Plangebietes36) sicher 
nachgewiesen ist, vor allem offene landwirtschaftliche Kulturen für die Jagd. Hier kann es durch die 
Planung zu einer Verkleinerung des potenziellen Jagdhabitates kommen. Im nahen und weiten Um-
feld des Plangebietes sind aber vergleichbare Habitate in ausreichender Form vorhanden, so dass es 
durch die Planung nicht zu einer relevanten Beeinträchtigung für diese Art kommen wird. 

Insgesamt hat das Gebiet für das Schutzgut ‘Tiere und Pflanzen‘ eine geringe Schutzwürdigkeit. 

Aussagen des BNatSchG § 1 Abs. 3 

• Wild lebende Tiere und Pflanzen, ihre Lebensgemeinschaften sowie ihre Biotope und Lebensstät-
ten (sind) auch im Hinblick auf ihre jeweiligen Funktionen im Naturhaushalt zu erhalten.  

Insgesamt ist für das Plangebiet die Förderung vernetzender und naturnaher Strukturen sowie die Er-
höhung der Grenzliniendichte das Schwerpunktziel für das Schutzgut ‘Tiere und Pflanzen’.  

Dies beinhaltet vor allem eine Extensivierung von landwirtschaftlicher Nutzung, einhergehend mit ei-
ner Verringerung des Düngemittel- und Pestizideintrags, die Schaffung einer höheren Grenzlinien-
dichte durch heterogene und kleinparzellierte Nutzungsstrukturen, die Anlage von Säumen, Wiesen-
wegen und Ackerrandstreifen als Strukturen und Vernetzungskorridore. Ein regelmäßiger Umbruch 

                                           
36  Das Plangebiet befindet sich auf TK 6108 Morbach. 
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der Grünlandflächen sollte zukünftig zugunsten der Entwicklung artenreicher Dauergrünlandbe-
stände unterbleiben. 

Die östlich des Plangebietes befindlichen Offenlandbereiche einschließlich der biotopkartierten, 
schutzwürdigen Feuchtwiese mit Quellbereich sollen laut Bebauungsplan auch zukünftig erhalten 
bleiben. Dies entspricht der landespflegerischen Zielsetzung.37 

Um die Funktion der Fläche als Lebensraumes zu erhalten, sind 

• im Rahmen der Gebietseinbindung vor allem heimische und standortgerechte Laubgehölze 
sowie Obstbäume zu pflanzen und dauerhaft zu pflegen, 

• Überbauung und Versiegelung auf das notwendige Maß zu beschränken. 

9.2.1.6  Landschaftsbild 

Nach Landschaftsplan gehört das Plangebiet innerhalb der ‘Morbacher Mulde’ zur Landschaftsbild-
einheit ‘südliche Dhronhochfläche’. Bei der landschaftsästhetischen Bewertung anhand der Faktoren 
‘Vielfalt, Schönheit und Eigenart’ wird im Landschaftsplan für diese Landschaftsbildeinheit eine ‘ge-
ringe erlebbare Vielfalt’ angegeben.38  

Relevante, landschaftsgliedernde vertikale Elemente wie Gehölze oder Hangkanten sind im Plange-
biet kaum vorhanden. Das Landschaftsbild im Bereich des Bebauungsplangebietes ist stark geprägt 
durch das bestehende Gewerbegebiet HuMos mit z.T. sehr großen und landschaftsprägenden Bau-
werken. 

Das Plangebiet selber weist nur eine geringe Vielfalt auf. Großparzellierte Ackerflächen und das 
Gewerbegebiet prägen das Bild. Naturnahe, gliedernde Elemente sind kaum vorhanden. Neben der 
Böschungsbepflanzung sind vereinzelte Baumreihen im Norden aufgrund der geringen Größe und 
des relativ geringen Alters der Bäume optisch deutlich untergeordnet und tragen (noch) nicht zu ei-
ner Gliederung der Landschaft bei. Nur östlich des Plangebietes im Bereich der Feuchtwiese mit ne-
benstehenden Gehölzen sowie durch den Wald ‘Die Wacken’ nordwestlich des Plangebietes sind 
nennenswerte landschaftsgliedernde Strukturen gegeben, welche aber durch die Planung erhalten 
bleiben.  

Naturnahe Strukturelemente sind im Plangebiet kaum vertreten. Die großparzellierte Ackerfläche 
wird als naturfern und stark vom Menschen geprägt empfunden. Relativ naturnah wirkende Elemente 
im Plangebiet sind lediglich wenige kleinflächige, relativ junge, wegbegleitende Laubbaumreihen, 
die Gehölzeinbindung des bestehenden Gewerbegebietes (welche optisch durch die voluminösen 
Gebäude überprägt werden) sowie eine strukturreiche Gehölz- und Offenlandfläche östlich (außer-
halb) des Plangebietes einschließlich Feuchtwiese mit Quellbereichen.  

Die Gehölzreihen am Rande des Plangebietes haben aufgrund des geringen Alters der Bäume keine 
hervorzuhebende landschaftsästhetische Bedeutung. Diese hat aber das Waldgebiet ‘die Wacken’ 
mit dem schön ausgeprägten südlichen Waldrand nordwestlich des Plangebietes. Insgesamt ist die 
Naturnähe des Raumes gering. 

Das Plangebiet weist in den letzten 10 Jahren einen hohen Eigenartsverlust und damit insgesamt 
eine geringe Eigenart auf. Die landwirtschaftlich genutzte Landschaft entspricht zwar der Charakte-
ristik des Raumes, die technische Überprägung des Raumes durch das bestehende Gewerbegebiet 

                                           
37  Auf diesen Flächen liegen auch landespflegerische Kompensationsmaßnahmen aus dem Bebauungsplan HuMos 

– Teilgebiet 1 (ISU 2000; siehe auch Kapitel 3.4) 

38  Diese Bewertung erfolgte schon vor dem Bodenordnungsverfahren und die deutliche Vergrößerung des Gewerbe-
gebietes (TG3). Durch dieses wurde die erlebbare Vielfalt weiter verringert. 
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mit seinen maßstabssprengenden Bauwerken hat den Landschaftseindruck aber grundlegend verän-
dert. Insgesamt ist die Eigenart des Raumes gering. 

Das Landschaftsbild weist vor allem aufgrund der hohen Vorbelastung des Raumes und der landwirt-
schaftlichen Intensivnutzung insgesamt einen geringen landschaftsästhetischen Wert und somit eine 
geringe Schutzwürdigkeit auf. Aufgrund der sehr hohe Vorbelastung durch das bestehende Gewer-
begebiet wird eine Beeinträchtigung des Landschaftsbildes durch die 1. Änderung des Bebauungs-
planes ‘HuMos – 3. Teilgebiet’ als nicht relevant erachtet.  

Aussagen des BNatSchG § 1 Abs. 4 

• Zur dauerhaften Sicherung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie des Erholungswertes von 
Natur und Landschaft sind insbesondere Naturlandschaften und historisch gewachsene Kultur-
landschaften, auch mit ihren Kultur-, Bau- und Bodendenkmälern, vor Verunstaltung, Zersiede-
lung und sonstigen Beeinträchtigungen zu bewahren. 

Aus landschaftsästhetischer Sicht ist das Plangebiet stärker durch naturnahe Elemente in Form von 
wegbegleitenden Baumreihen, Hecken und Gebüschen, Feldgehölzinseln oder Streuobstwiesen zu 
strukturieren. Der Bach östlich des Plangebietes ist zu renaturieren und durch Bachufergehölze und 
bachbegleitende Hochstaudenfluren naturnah zu strukturieren.  

Bei Verwirklichung des Baugebietes sind die genannten landespflegerischen Ziele für das Schutzgut 
‘Landschaftsbild’ hier nicht mehr zu verwirklichen, da die Fläche überbaut wird. Nach dem derzeiti-
gen Planungsstand der anzusiedelnden Firma wird es für den Massenausgleich im östlichen Rand-
bereich 6 – 12 m hohe Böschungen geben. 

Für die Durchführung der Planung sind folgende landespflegerischen Ziele gegeben, um die land-
schaftsästhetischen Veränderungen durch die geplante Bebauung zu vermindern: 
• Die neu entstehenden Randflächen des Baugebietes sind zur freien Landschaft hin mit heimi-

schen Laubgehölzen (Feldgehölze, Gebüschflächen, Strauchhecken, Obstbaumreihen und Streu-
obstwiesen) dicht einzugrünen.  

• Die naturnahen Grünlandbereiche östlich des Plangebietes sind zu erhalten, der angrenzende 
Bachlauf zu renaturieren. 

9.2.1.7  Mensch, Kultur und Sachgüter sowie Immissionen 

Zum Wohnen genutzte Gebiete werden durch die Planung nicht direkt betroffen. Seitens des Immis-
sionsschutzes wurden die Gegebenheiten durch das Büro ISU untersucht. Es ergibt sich, dass die 
Lärmgrenzwerte für die Orte Gutenthal und Morbach eingehalten werden können. Auch aus Sicht 
des Immissionsschutzes ergeben sich keine relevanten Beeinträchtigungen. 

Aufgrund der Strukturarmut des Raumes und der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung ist das Pla-
nungsgebiet selbst für die Erholungsnutzung wenig geeignet. Weitere für die Erholungseignung ne-
gative Faktoren sind die Nähe des Gewerbegebietes mit landschaftsdominierenden Bauwerken. 
Gewerbegebiet und B 327 bilden zusätzlich erholungsrelevante Barrieren. 

Erwähnenswerte Sachgüter sind, neben den landwirtschaftlichen Nutzflächen, im Bereich des Pla-
nungsgebietes nicht vorhanden. Allerdings ist der Verlust von etwa 4,3 ha landwirtschaftlicher Nutz-
fläche ein Eingriff für das Potenzial ‘Sachgüter’. Die Flächen der Erweiterung sind bereits im Besitz 
der Firma. 

Naturdenkmäler, Bodendenkmäler oder archäologische Fundstellen sind im Planungsgebiet nicht 
bekannt. Auch Kulturdenkmäler oder kulturhistorisch bedeutsame Nutzungsformen sind im Pla-
nungsgebiet nicht vorhanden. 

Bei Verwirklichung des Baugebietes sind folgende Ziele gegeben: 
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• Anlage von Sichtschutzpflanzungen zwischen Wegen und Räumen für die Feierabenderho-
lung und dem Gewerbepark HuMos. 

• Evtl. archäologische Funde sind umgehend dem zuständigen Landesamt für Denkmalpflege 
zu melden. 

9.2.1.8  Wechselwirkungen 

Ökosystemare Wechselwirkungen sind alle funktionalen und strukturellen Beziehungen zwischen 
Schutzgütern, innerhalb von Schutzgütern (unterschiedliche Funktionen) sowie zwischen und inner-
halb landschaftlicher Ökosysteme. 

Wird ein Schutzgut beeinträchtigt, werden damit oft auch die Schutzgüter beeinträchtigt, die mit dem 
ersten in Wechselwirkung stehen (z.B. Landschaftsbildveränderung / Einfluss auf die Erholungseig-
nung. Besonders relevante Wechselwirkungen für die vorliegende Planung werden im Folgenden 
aufgeführt. 

• Schutzgut Boden: Standorteigenschaften, Regelungsfunktion und die natürliche Bodenfruchtbar-
keit sind neben den geologischen Verhältnissen vor allem abhängig von den Feuchteverhältnis-
sen und den anthropogenen Veränderungen (Schadstoffeintrag, Versauerung, Meliorationsmaß-
nahmen, Drainagen, Versiegelung etc.). Die Bodenfunktionen, z.B. als Grundwasserspeicher 
oder -filter, können durch o.g. anthropogene Veränderungen beeinträchtigt werden, was z.B. 
Auswirkungen auf das Schutzgut ‘Wasser’ hat. Negative Auswirkungen auf das Grundwasser 
durch Verschmutzung oder die Verminderung der Grundwassergabe können wiederum Einfluss 
für die Trinkwassergewinnung für den Menschen haben. Die Bodenverhältnisse sind als Pflanzen-
standort wiederum ausschlaggebend für die Biotopentwicklung sowie für die menschliche Nut-
zung. Im vorliegenden Fall ist es z.B. nicht vollständig auszuschließen, dass der Auflastdruck gro-
ßer Gebäude auf den Boden zu einer Verminderung der Quellschüttung östlich des Plangebietes 
führen kann. 

9.2.2 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der 
Planung  

Die mittelfristige Entwicklungsprognose für das Untersuchungsgebiet ohne das geplante Vorhaben 
entspricht dem Biotoptypenbestand, also der Fortführung der landwirtschaftlichen Intensivnutzung. 
Dies ist vor allem aufgrund des mäßig bewegten Reliefs zu erwarten.  

Planungsabsichten Dritter, die direkt oder indirekt das geplante Baugebiet berühren, sind nur durch 
die vorliegende Planung bekannt. 

9.2.3 Prognose über den Entwicklungszustand bei Durchführung der Planung 

9.2.3.1  Von der vorgesehenen Bebauung und den absehbaren Nutzungen ausgehende Wirkungen 

Baubedingte Auswirkungen 

• Beseitigung oder Beschädigung von Vegetationsbeständen 
• Abschieben und Zerstören von belebtem Oberboden 
• Bodenverdichtung  
• Abschwemmen / Versickern von Stoffen (Schwebstoffe, Schadstoffe) 
• Lärm und Erschütterungen durch Baubetrieb; Emissionen (Baumaschinen und  

-fahrzeuge); Beunruhigung angrenzender Flächen 
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Anlagebedingt 

• Flächenentzug / Funktionsverlust (Verlust von Bodenfunktionen; Verlust von Lebens- und 
Nahrungsraum für Pflanzen und Tiere, Zerschneidung von Lebensräumen) 

• Flächenversiegelung 
o durch Gebäude 
o durch befestigte Straßen 
o durch Verkehrsflächen mit besonderer Zweckbestimmung 

• Sichtbarkeit von neuen Gebäuden  
• Erhöhter Oberflächenabfluss von Niederschlagswasser und verringerte Grundwasserneubildung 
• Kleinklimaänderung / verminderter Kaltluftabfluss 

Betriebsbedingt 

• Erhöhte Emissionen aus Gebäudeheizanlagen und Verkehr 
• Stoffemissionen aus Gewerbebetrieben 
• Erhöhter Eintrag von belastetem Wasser in Kanalisation und Kläranlage 
• Erhöhte Lärmemissionen (Anliegerverkehr, LKW-Verkehr; Gewerbelärm) 
• Zunehmende Beunruhigung angrenzender Flächen 

9.2.3.2  Abweichung von landespflegerischen Zielvorstellungen und sonstigen Fachplanungen 

Die im Landesentwicklungsprogramm IV (LEP IV) und im Regionalen Raumordnungsplan grobmaß-
stäblich dargestellten Ziele haben im konkreten Bereich des Untersuchungsgebietes nur wenige un-
mittelbar anzuwendende Inhalte. In der Regionalen Raumordnungsplanung (1995) wird die Fläche 
als ‘Vorbehaltsgebiet für die gewerbliche Entwicklung’ dargestellt, insofern wird diesem raumordne-
rischen Ziel entsprochen.  

In der ‘Planung vernetzter Biotopsysteme; Landkreis Bernkastel-Wittlich’, wird in den Entwicklungs-
zielen die Dauergrünlandstandorte inklusive der Feuchtwiese östlich des Plangebietes als erhaltens-
werte Wiesen und Weiden mittlerer Standorte dargestellt. Für das übrige Plangebiet stellt die Pla-
nung vernetzter Biotopsysteme lediglich ‘Ackerflächen’ sowie als Ziel eine ‘biotoptypenverträgliche 
Nutzung’ dar. 

Die vorliegende Planung steht keinen grundlegenden Zielen der ‘Planung vernetzter Biotopsysteme’ 
entgegen. Eine Überbauung von Ackerflächen wird aber durch die Planung erfolgen. Die schutzwür-
digen Feuchtwiesenbereiche bleiben durchweg erhalten. Die Barrierewirkung durch das gesamte 
Baugebiet HuMos ist – in Zusammenhang mit der B 327 – aber gegeben und steht einer Biotopver-
netzung entgegen. 

Die ‘Biotopkartierte Fläche’ (Feuchtwiese mit Quellbereich) östlich des Plangebietes bleibt erhalten. 

Die bei der Realisierung der Baumaßnahme entstehenden Eingriffe und Abweichungen von grund-
sätzlichen Zielvorstellungen betreffen vor allem die Schutzgüter Boden und Grundwasser.  

9.3 GEPLANTE MASSNAHMEN ZUR VERMEIDUNG, VERRINGERUNG UND ZUM 
AUSGLEICH DER NACHTEILIGEN AUSWIRKUNGEN 

9.3.1 Einordnung der Maßnahmen - Landespflege 

Für die nachfolgend dargestellten als erheblich oder nachhaltig einzuschätzenden Eingriffe sind zur 
Berücksichtigung der Belange von Naturschutz und Landespflege geeignete Maßnahmen durchzu-
führen. Den gesetzlichen Anforderungen nach sind Beeinträchtigungen der Schutzgüter und des 
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Landschaftsbildes zu vermeiden bzw. auf das unumgängliche Maß zu vermindern und verbleibende 
Beeinträchtigungen auszugleichen. 

Durch die in der folgenden Tabelle aufgezeigten Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen wie  
• Erhalt schutzwürdiger Biotopflächen östlich des Plangebietes 
• Optimierung der Regenwasserversickerung 
• Dichte Einbindung des Baugebietes mit Laubgehölzen 
• schonender Umgang mit dem Boden während der Bautätigkeit 

können einzelne Auswirkungen auf Natur und Landschaft in ihrer Intensität und Reichweite vermin-
dert werden.  

Verbleibende Beeinträchtigungen, die durch weitere landespflegerische Maßnahmen zu kompensie-
ren sind, sind vor allem 

• der Verlust aller Bodenfunktionen durch Versiegelung auf ca. 2,53 ha,  
• auf dieser Fläche ein Lebensraumverlust für Pflanzen und Tiere sowie  
• eine Verringerung der Grundwasserneubildungseignung. 
• die Beeinträchtigung von Bodenfunktionen durch Auftrag von Boden, Verdichtung auf 

1,66 ha (Böschung),  
• die bestehende bepflanzte Böschung in einer Größe von 0,92 ha (Baufläche mit Pflanzver-

pflichtung) wird überbaut. 
• Beeinträchtigung des Mikroklimas durch zusätzliche Versiegelung 
• Aufgrund der sehr hohen Vorbelastung nur ein geringfügige Beeinträchtigung des Land-

schaftsbildes durch die geplante Erweiterung. 

Trotz der Verkleinerung der überbaubaren Fläche des Baugebietes um fast 3 ha im Jahr 2008 wur-
den die landespflegerischen Kompensationsmaßnahmen für den Bebauungsplan ‘HuMos – Teilge-
biet 3’ gegenüber der ursprünglichen Planung in ihrer Größe weitgehend belassen, um die Eingriffe 
in das Landschaftsbild zu kompensieren, die trotz der Plangebietsverkleinerung in ihrer Wirkung in 
etwa gleich blieben. Dies hatte zur Folge, dass Eingriffe in Boden und Grundwasser deutlich über-
kompensiert wurden. 

Im Umkehrschluss ist davon auszugehen, dass der Eingriff ins Landschaftsbild durch die Erweiterung 
auf die Fläche des alten Plangebietes nicht relevant zunimmt. 

Im Einzelnen stellt sich ein Vergleich wie folgt im Bebauungsplan zum Teilgebiet 3 wie folgt dar:  

Schutzgut Boden 

Eingriff:       Kompensation: 
20,9 ha überbaubare Fläche  
und 4 ha verdichtete Fläche     25,02 ha Kompensationsfläche 
8 ha Versickerungsfläche     8 ha Bepflanzung / Extensivgrünland 

Zusätzlich zu diesen Maßnahmen wurden damals weitere Maßnahmen für das Landschaftsbild und 
den vorsorglichen Schutz des Oberflächenwassers / Quellbereich mit 2,39 ha (dort Maßnahmen 
A1/2; A2; A3; A14) und 0,11 ha (Maßnahme A13), durchgeführt. Insgesamt wurden somit 2,5 ha 
an zusätzlichen Maßnahmen ausgewiesen.  

Die Maßnahme A1/2 (Böschungsbepflanzung) und A14 (wegbegleitende Baumreihe) wird hier nicht 
angerechnet, so dass insgesamt 1,09 ha verbleiben. 
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Die aufgeführten Maßnahmen haben auch einen positiven Einfluss auf die Bodenfunktionen und das 
Grundwasser, so dass sie bei der vorliegenden Planung zur 1. Änderung des Bebauungsplanes, 
Teilgebiet 3, für die Kompensation für das Schutzgut ‘Boden’ angerechnet werden können. 

Die Kompensation der Eingriffe in Natur und Landschaft erfolgt im nachfolgend aufgeführten Be-
reich. Zur Nachvollziehbarkeit ist die zugeordnete Karte mit Maßnahmendarstellungen aus dem 
Fachbeitrag Naturschutz wiedergegeben. 

Im Bereich des Plangebietes sind die Kompensationsschwerpunkte vor allem die landschaftsgerechte 
Eingrünung des geplanten Gewerbegebietes durch großflächige Gehölzpflanzungen, die Entsiege-
lung eines asphaltierten Wirtschaftswegeabschnitts sowie die Extensivierung angrenzender Ackerflä-
chen zur Aufwertung der Bodenfunktionen und Optimierung als Lebensraum und Jagdhabitat für 
Offen- und Halboffenlandarten. 

In der folgenden Tabelle sind die Eingriffe den zusätzlichen landespflegerischen Maßnahmen, die zur 
Eingriffsvermeidung oder zum Ausgleich erforderlich werden, gegenübergestellt.  

Die Konflikte werden gekennzeichnet mit 
B = Boden 
W = Wasser 
K = Klima 
T = Tiere und Pflanzen 
L = Landschaftsbild / Erholung / Mensch 

Die Art der Maßnahmen wird gekennzeichnet mit 
V = Vermeidung / Verminderung 
A = Ausgleich 
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Lfd. Nr. Betroffene 
Fläche 

Art des Eingriffs 
Art der Auswirkung 

Lfd. Nr. Beschreibung der Maßnahme notwenige 
Größe 

Begründung der Maßnahme 

 
B 

2,53 ha 
 
 
 
 
0,92 ha 
 
 
1,66 ha 

Verlust aller Bodenfunktionen 
durch Versiegelung (Gebäude; 
Straßen, Parkplätze etc.) 
 
 
Überbauung einer Baufläche mit 
Pflanzpflicht (Böschung) 
 
Beeinträchtigung von Boden-
funktionen aufgrund der Ver-
dichtung durch den Einsatz von 
Baumaschinen und Aufschüttung 
(Böschung) 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beseitigung von Oberboden auf 
der gesamten Fläche des Bau-
gebietes (4,2 ha) 

A1 
 
 
 
A2 alt 
A2 
 
A13 alt 
 
 
 
 
 
A3 alt 
 
A4 
 
 
A5 
 
 
V1 

Pflanzung einer dichten Sichtschutzhecke aus standortge-
rechten Laubgehölzen auf den Böschungsbereichen des neuen 
Bauabschnitts 
 
Aufbau waldrandartiger Gehölzstrukturen als Einbindung des 
Gewerbegebietes nach Norden in Richtung Waldgebiet. 
 
Ausweisung und extensive Nutzung / Pflege eines 10 m breiten 
Gewässerrandstreifens entlang des Quellbaches östlich des 
Plangebietes; Entwicklungsziel ist Extensivgrünland; alternativ 
die Entwicklung einer feuchten Hochstaudenflur. 
Initialpflanzung von Bachufergehölzen. 
 
Anlage einer wegbegleitenden Obstbaumreihe  
 
Umwandlung von Ackerflächen in extensives Grünland / 
Morbach, Flur 18, Flurstück 14/1 
 
Entsiegelung eines Wirtschaftswegeabschnitts unterhalb der 
neu anzulegenden Böschung 
 
Abschieben des Oberbodens zu Beginn aller Erdarbeiten 
entsprechend DIN 18915 Blatt 2. Aufbringung des Oberbodens 
nach Bauende auf die nicht überbauten Flächen des 
Bebauungsplangebietes (Pflanzstreifen). Ansonsten Aus-
bringung zusammen mit den übrigen Überschussmassen auf 
Ackerflächen nach Abstimmung mit dem DLR. 

1,66 ha 
 
 
 
0,93 ha 
0,16 ha 
 
0,11 ha 
 
 
 
 
 
0,16 ha 
 
3,0 ha 
 
 
0,02 ha 
 
 
--- 

Durch die Bepflanzung verbessern sich die 
Lebensraum- und Regelungsfunktionen des 
Bodens, der Boden kann sich ungestört 
entwickeln, Schadstoffeinträge auf der Flä-
che werden vermieden. (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 
BauGB). 
 
Durch die extensive Nutzung intensiv ge-
nutzter Landwirtschaftsfläche verbessern 
sich die Lebensraum- und Regelungsfunkti-
onen des Bodens, Schadstoffeinträge auf 
der Fläche werden vermieden. 
 
s.o. 
 
s.o. 
 
 
Wiederherstellung von Bodenfunktionen und 
der Grundwasserneubildung 
 
Vermeidung des Verlustes von belebtem 
Oberboden  
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Lfd. Nr. Betroffene 
Fläche 

Art des Eingriffs 
Art der Auswirkung 

Lfd. Nr. Beschreibung der Maßnahme notwenige 
Größe 

Begründung der Maßnahme 

 
W 

3,45 ha 
 
 
 
 
 
 
 
1,66 ha 

Die Versiegelung von Flächen 
und die Ableitung des Oberflä-
chenabflusses über die Kanali-
sation verringert die Grund-
wasserneubildung und beein-
trächtigt das Abflussverhalten. 
 
 
Beeinträchtigung durch Flä-
chenaufschüttung 

A1 
 
 
 
 
A2 
 
 
 
 
A4 
 
 
A5 

Pflanzung einer dichten Sichtschutzhecke aus standortge-
rechten Laubgehölzen auf den Böschungsbereichen 
 
 
 
Aufbau waldrandartiger Gehölzstrukturen als Einbindung des 
Gewerbegebietes nach Norden in Richtung Waldgebiet. 
 
 
 
Umwandlung von Ackerflächen in extensives Grünland / 
Morbach, Flur 18, Flurstück 14/1 
 
Entsiegelung eines Wirtschaftswegeabschnitts unterhalb der 
neu anzulegenden Böschung 

siehe Konflikt B 
 
 
 
 
siehe Konflikt B 
 
 
 
 
siehe Konflikt B 
 
 
siehe Konflikt B 

Verringerung des Oberflächenabflusses, 
teilweiser Erhalt der Grundwasserneubil-
dung, Verbesserung der Wasserrückhaltefä-
higkeit durch Gehölzpflanzungen;  
 
Die Retentionseignung der Fläche wird er-
höht, durch die Extensivierung werden 
Stoffeinträge in Grund- und Oberflächen-
wasser vermindert. 
 
Wiederherstellung der Grundwasserneubil-
dung 

 
Lfd. Nr. Betroffene 

Fläche 
Art des Eingriffs 
Art der Auswirkung 

Lfd. Nr. Beschreibung der Maßnahme notwenige 
Größe 

Begründung der Maßnahme 

 
K 

Nicht quanti-
fizierbar 

Beeinträchtigung des Mikrokli-
mas (Erwärmung) durch ver-
siegelte Flächen, erhöhte 
Emissionen aus Heizanlagen und 
Verkehr 

A1 
 
 
 
A2 
 
 
 
A4 
 

Pflanzung einer dichten Sichtschutzhecke aus standortge-
rechten Laubgehölzen auf den Böschungsbereichen 
 
 
Aufbau waldrandartiger Gehölzstrukturen als Einbindung des 
Gewerbegebietes nach Norden in Richtung Waldgebiet. 
 
 
Umwandlung von Ackerflächen in extensives Grünland / 
Morbach, Flur 18, Flurstück 14/1 

siehe Konflikt B 
 
 
 
siehe Konflikt B 
 
 
 
siehe Konflikt B 

Reduzierung der Wärme- und Immissions-
belastungen, da Pflanzen, insbesondere 
Gehölze, durch Verdunstungskühlung zur 
Temperaturminderung beitragen und durch 
ihr Blattwerk Schadstoffe aufnehmen und so 
eine Luftfilterung bewirken. (§ 1a Abs. 2; § 9 
Abs. 1 Nr. 25 BauGB).  
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Lfd. Nr. Betroffene 
Fläche 

Art des Eingriffs 
Art der Auswirkung 

Lfd. Nr. Beschreibung der Maßnahme notwenige 
Größe 

Begründung der Maßnahme 

 
T 

4,2 ha Lebensraumverlust durch 
Überbauung und Versiegelung  
(Fläche mit geringer Schutz-
würdigkeit) 
 

A1 
 
 
 
A2 
 
 
 
A4 

Dichte naturnahe Gehölzpflanzung mit standortgerechten 
Laubgehölzen auf den Böschungsbereichen 
 
 
Aufbau waldrandartiger Gehölzstrukturen als Einbindung des 
Gewerbegebietes nach Norden in Richtung Waldgebiet. 
 
 
Umwandlung von intensiv genutzten Ackerflächen in extensives 
Grünland / Morbach, Flur 18, Flurstück 14/1 
 

siehe Konflikt B 
 
 
 
siehe Konflikt B 
 
 
 
siehe Konflikt B 

Entwicklung von Lebensraum für Pflanzen 
und Tiere (Wald- und Halboffenlandarten). 
Sicherung eines ausreichenden Nahrungs-
angebotes für Tiere, z.B. als Jagdhabittat für 
Fledermäuse oder Mäusebussard. (§ 1a 
Abs. 2; § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 
 
 
Durch die Extensivierung einer intensiv ge-
nutzten Ackerfläche verbessert sich die Le-
bensraumfunktion der Fläche für Tier- und 
Pflanzenarten. Sicherung eines ausreichen-
den Nahrungsangebotes für Tiere, Erhöhung 
der Grenzliniendichte. 

 
Lfd. Nr. Betroffene 

Fläche 
Art des Eingriffs 
Art der Auswirkung 

Lfd. Nr. Beschreibung der Maßnahme notwenige 
Größe 

Begründung der Maßnahme 

 
L 

Nicht quanti-
fizierbar 

Beeinträchtigung des Land-
schaftsbildes durch die Einseh-
barkeit des Baugebietes mit 
hoher Fernwirkung 
 
(sehr hohe Vorbelastung durch 
vorhandenes Gewerbegebiet) 

A1 
 
 
 
A2 
 
 
 
A13 alt 
 
 
 
 
A4 
 

Pflanzung einer dichten Sichtschutzhecke aus standortge-
rechten Laubgehölzen auf den Böschungsbereichen 
 
 
Aufbau waldrandartiger Gehölzstrukturen als Einbindung des 
Gewerbegebietes nach Norden in Richtung Waldgebiet. 
 
 
Ausweisung und extensive Nutzung / Pflege eines 10 m breiten 
Gewässerrandstreifens entlang des Quellbaches östlich des 
Plangebietes; Initialpflanzung von Bachufergehölzen. 
 
 
Umwandlung von Ackerflächen in extensives Grünland / 
Morbach, Flur 18, Flurstück 14/1 
 

siehe Konflikt B 
 
 
 
siehe Konflikt B 
 
 
 
siehe Konflikt B 
 
 
 
 
siehe Konflikt B 

Durch die dichte Bepflanzung wird das Bau-
gebiet optisch soweit möglich in die Land-
schaft eingebunden. Durch die Pflanzung 
heimischer und standortgerechter Laubge-
hölze erhöht sich die Naturnähe, Vielfalt und 
Eigenart der Landschaft.  
 
 
Durch extensive Grünlandnutzung und die 
Anlage eines Gewässerrandstreifens erhöht 
sich die Naturnähe und Vielfalt einer Land-
schaft. 
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9.3.2 Vorgesehene Maßnahmen – Landespflege 

9.3.2.1 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 
BauGB) und das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs.1 
Nr. 25a BauGB), jeweils innerhalb des Plangebietes 

Alle im Folgenden aufgeführten Maßnahmen sind so früh wie möglich durchzuführen, in der Regel 
spätestens 1 Jahr nach Fertigstellung der Erdaufschüttung (Böschung). Eine Ausnahme ist hier nur für 
die Maßnahmen A1 bis A3 sowie A12 und A14 zulässig, da es hier baubedingt zu einer Inan-
spruchnahme der Fläche innerhalb dieses Zeitraums kommen kann.  

• Maßnahme A139 
Landschaftsgerechte Einbindung des Baugebietes durch dichte Bepflanzung mit heimischen 
und standortgerechten Laubgehölzen entsprechend der Pflanzenliste (siehe Kapitel 9.3 im 
Fachbeitrag Naturschutz). Die Sträucher sind in einer Dichte von etwa 0,5 - 0,8 Stk/m² 
truppweise in Sorten zusammengefasst zu pflanzen. Mindestens alle 20 m ist ein Baum erster 
oder zweiter Ordnung zu pflanzen. Die folgenden Qualitätsansprüche sind hier anzusetzen: 
Sträucher: 3-4-triebig, 60 – 80 cm 
Bäume: Stammumfang 14 – 16 cm 

• Maßnahme A2 
Aufbau standortgerechter, stufig aufgebauter waldrandartiger Gehölzstrukturen als Einbin-
dung des Gewerbegebietes nach Norden zum Wald ‘Die Wacken’. Die Pflanzung ist anzule-
gen in Anlehnung an das Merkblatt Nr. 11 ‚Hinweise zur Waldrandgestaltung‘ des MUF RP. 
Hier zu verwendende Gehölze sind z.B. Weißdorn (Crataegus laevigata), Salweide (Salix 
capraea), Hartriegel (Cornus sanguinea), Hasel (Corylus avellana), Wildobst, Schwarzer und 
Roter Holunder (Sambucus nigra, S. racemosa), Eberesche (Sorbus aucuparia), Mehlbeere 
(Sorbus aria), Feldahorn (Acer campestre) etc.  Die Dichte der Pflanzung soll wie unter A1 
vorgegeben erfolgen. Bäume 1. Ordnung sind hier nicht zu verwenden Die folgenden Min-
dest-Qualitätsansprüche sind anzusetzen: 
Sträucher: 3-triebig, 40 – 60 cm 
Bäume: Stammumfang 8 – 10 cm. 

• Maßnahme A5 
Vollständige Entsiegelung eines asphaltierten Wirtschaftswegeabschnittes, der ohnehin als 
Böschung mit Erdmassen aufgeschüttet wird. Fachgerechte Entsorgung des Materials. 

Begründung: 
Durch die Kompensationsmaßnahmen wird der Eingriff in den Bodenhaushalt, in den Was-
serhaushalt sowie in das Landschaftsbild zum Teil kompensiert. Die Bodenfunktionen werden 
verbessert, die Böden können sich langfristig und ohne Stoffeintrag, etwa aus der landwirt-
schaftlichen Nutzung, entwickeln. Die Aufwertung der Bodenfunktionen und die Minderung 
der Stoffeinträge kommen auch der Grundwasserqualität zu Gute. Weiterhin haben die 
Laubgehölzpflanzungen positive Effekte für das Kleinklima. Die Flächen bilden mittelfristig 
wertvolle Lebensräume für die Flora und Fauna, hier sind vor allem die Arten des Halboffen-
lands zu nennen. Es werden insekten- und kleinsäugerreiche Habitate entwickelt, die vor al-
lem in den Randbereichen eine hohe Eignung als Jagdhabitat, etwa für Fledermäuse oder 
Greifvögel, haben. Durch die dichte Bepflanzung wird das Baugebiet optisch - soweit durch 
die Größe des Gebietes und die Höhe der geplanten Bauwerke möglich - in die Landschaft 
eingebunden. Durch die Pflanzung heimischer und standortgerechter Laubgehölze erhöht 

                                           
39  Vgl. die einschlägige Kartendarstellung im Anhang des Fachbeitrags Naturschutz 
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sich die Naturnähe, Vielfalt und Eigenart der Landschaft. Ein Sichtschutz zwischen Baugebiet 
und angrenzenden Flächen wird geschaffen. Durch die Entsiegelung eines Wirtschaftswege-
abschnittes, der ohnehin als Böschung mit Erdmassen aufgeschüttet wird, werden Boden-
funktionen wie z.B. die Versickerung und Filterung von Grundwasser wieder hergestellt. 

9.3.2.2 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 
BauGB), außerhalb des Plangebietes  

• Maßnahme A3 (alt) 
Anlage einer wegbegleitenden Obstbaumreihe zur Einbindung des Gewerbegebietes Teilge-
biet nach Nordwesten. Die Pflanzfläche ist als Grünland extensiv zu nutzen. Es sind im Ab-
stand von 10 – 12 m zueinander Obstbäume (etwa 12 Hochstämme entsprechend in Kapitel 
9.3 aufgeführter Liste im Fachbeitrag Naturschutz) zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. 
Abgängige Bäume sind zu ersetzen. Die folgenden Qualitätsansprüche sind anzusetzen: 
Stammumfang 10 – 12 cm 

Begründung: 
Durch die Baumpflanzungen und die dauerhafte extensive Nutzung intensiv genutzter Grün-
landflächen verbessern sich die Lebensraum- und Regelungsfunktionen des Bodens. Der Bo-
den kann sich ungestört entwickeln, Schadstoffeinträge auf der Fläche werden vermieden, 
was auch der Grundwasserqualität zu Gute kommt. Die Flächen bilden mittelfristig wertvolle 
Lebensräume für die Flora und Fauna. Durch die Pflanzung heimischer und standortgerechter 
Obstgehölze erhöht sich die Naturnähe, Vielfalt und Eigenart der Landschaft. Die vorhan-
dene Streuobstwiese im Nahbereich wird durch die Maßnahme erweitert und in ihrer land-
schaftsästhetischen und ökologischen Funktion optimiert. Die Streuobstwiesen dienen auch 
der Einbindung des Baugebietes in die Landschaft und nehmen Sichtschutzfunktionen in 
Richtung Gutenthal wahr. 

• Maßnahme A4 
Die Maßnahmenfläche A4 ist mit standorttypischer Grünlandmischung anzusäen und in An-
lehnung an die Grünlandvariante nach PAULa extensiv zu bewirtschaften. Dauergrünlandnut-
zung, Mahd oder Beweidung nicht vor dem 15. Juni, kein Dünger- und Pestizideinsatz. 

Begründung: 
Durch die dauerhafte extensive Grünlandnutzung von bestehenden Ackerflächen verbessern 
sich die Lebensraum- und Regelungsfunktionen des Bodens, der Boden kann sich ungestört 
entwickeln, Schadstoffeinträge auf der Fläche werden vermieden, was auch der Grundwas-
serqualität zu Gute kommt. Die Flächen entwickeln sich kurzfristig zu wertvollen Lebensräu-
men für Flora und Fauna, vor allem für typische Offenlandarten. Als insekten- und kleinsäu-
gerreicher Standort übernimmt die Fläche wertvolle Funktionen als Jagdhabitat, etwa für Vö-
gel oder Fledermäuse. Durch die unterschiedlichen Standortverhältnisse kann sich die Fläche 
heterogen entwickeln. 

• Maßnahme A13 (alt) 
Ausweisung eines 10 m breiten Gewässerrandstreifens entlang des Quellbaches ‘Beim Brau-
nebruch’ (Gemarkung Morbach, Flur 18, im Bereich des Flurstücks 14/1). Die Fläche soll 
sich durch gelenkte Sukzessionsentwicklung zu einer feuchten Hochstaudenflur entwickeln. 
Vereinzelt sind Weidengebüsche oder Schwarzerlen zu pflanzen. 

Begründung: 
Durch die Maßnahme wird der an den Quellbereich angrenzende Quellbach naturnah ge-
staltet. Stoffeinträge durch die zum Teil bis fast ans Ufer heranreichende Ackernutzung wer-
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den deutlich vermindert. Die Fläche dient auch als Rückzugsraum und Vernetzungskorridor 
für gewässer- und feuchtgebietsgebundene Tierarten.40 

9.3.2.3 Umsetzung der landespflegerischen Maßnahmen 

Die vorgeschlagenen Maßnahmen für den Geltungsbereich des Bebauungsplans werden gemäß der 
planungsrechtlichen Festsetzungsmöglichkeiten des Baugesetzbuches übernommen. 

Für die Maßnahmen außerhalb des Geltungsbereichs wurde die Absicherung durch vertragliche 
Vereinbarungen zwischen dem Zweckverband und dem ansiedlungswilligen Betrieb, der Eigentümer 
mehrerer für Ausgleichsmaßnahmen überplanter Flächen nördlich des Geltungsbereichs ist, sowie 
zwischen dem Zweckverband und der Gemeinde Morbach erreicht. Die gemeindlichen Flächen 
hatte der Zweckverbandes in sein Eigentum übernommen. 

9.3.3 Einordnung der Maßnahmen – Immissionsschutz 

Umweltbezogenes Ziel der planerischen Auseinandersetzung mit der zu erwartenden Schallabstrah-
lung ist der angemessene Schutz immissionsempfindlicher Gebiete, d.h. der Ortslagen von Gutent-
hal und Morbach sowie von zu beachtenden Siedlungen im Außenbereich. Die Behandlung des Im-
missionsschutzes zu Geräuschen knüpft an die Analysen und Regelungen an, die zum Teilgebiet 1 
des Gewerbeparks HuMos erarbeitet wurden und über den dortigen Bebauungsplan geltendes 
Ortsrecht sind. 

Für den ursprünglich angestrebten Flächenzuschnitt, der auch die jetzigen Arrondierungsflächen der 
1. Änderung bis zur Entwurfsfassung des Teilgebiets 3 beinhaltete, wurde die bisherige Vorgehens-
weise bereits geeignet fortgeschrieben. Überrechnungen der schalltechnischen Situation haben statt-
gefunden.41 Für die 1. Änderung des Teilgebiets 3 kann die vorliegende Schalltechnische Untersu-
chung daher weiter Anwendung finden.  

Im Ergebnis zeigen die schalltechnischen Analysen, dass in dem neuen Teilgebiet 3 eine Nutzung im 
industriellen Maßstab unter Einhaltung der einschlägigen Regelwerke für den Schutz der Bevölkerung 
möglich ist. Allerdings mussten vorher bestehende, verhältnismäßig hohe ‚Emissionsrechte’ des Teil-
gebietes 1 reduziert werden und auf das Teilgebiet 3 übertragen werden. Eine solche Umverteilung 
ist grundsätzlich möglich, da im Teilgebiet 1 die vorhandenen Rechte bei weitem nicht ausgenutzt 
werden.  

9.3.4 Vorgesehene Maßnahmen – Immissionsschutz 

Auf der Grundlage von gutachterlichen Ausbreitungsrechnungen wurde eine sogenannte Lärmkon-
tingentierung erarbeitet. Dabei wird für jeden Gebietsteil eine zulässige Schallabstrahlung so ermit-
telt, dass die Summe aller Einzelgebiete an den maßgeblichen Immissionsorten die zulässigen Ober-
grenzen der Schalleinwirkung möglichst gut einhält.  

                                           
40  Hinweis: Die Maßnahme A13 (alt) wird im vorliegenden Bebauungsplanverfahren als verbindliche Kompen-

sationsmaßnahme festgesetzt. Sie steht somit nicht mehr als potentielle Ökokontomaßnahme zur Verfügung. 

41  isu - Immissionsschutz, Schalltechnik und Umweltberatung mbH: Zweckverband Gewerbepark HuMos, 
Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan für das Teilgebiet 3 und zur 2. Änderung des 
Bebauungsplans für das Teilgebiet 1, Bitburg, im Oktober 2007 
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Übersicht über die vorrangig betrachteten Immissionsorte (*) 
(Auszug aus den schalltechnischen Untersuchungen) 

In der nachstehenden Grafik sind maß-
gebliche Immissionsorte gekennzeichnet. 
Dies sind repräsentative Stellen am Rand 
der nächstgelegenen Wohn- und 
Mischgebiete sowie gleichgestellte Sied-
lungen. 

Die ermittelten Werte der zulässigen 
Schallemission sind in den Bebauungsplan 
als verbindliche Festsetzung eingegangen. 
Sie haben die Wirkung einer Obergrenze, 
oder bildlich gesprochen, einer ‚Decke-
lung’ der Schallabstrahlung. Betriebe und 
Anlagen sind nur zulässig, wenn sie diese 
Werte einhalten. Dies sichert in den maß-
geblichen schutzwürdigen Gebieten ange-
messene Wohn- und Arbeitsverhältnisse.  

Zur Umsetzung der schalltechnischen Vor-
gaben des Bebauungsplans müssen seitens 
der gewerblichen Ansiedler ggf. bereits bei 
der Objektplanung Maßnahmen zur Be-
grenzung der Schallabstrahlung in die betriebliche Konzeption einbezogen werden. Beispielsweise 
sind das 

• der Einsatz von spezifisch leisen Aggregaten,  
• eine entsprechend schallgedämmte Ausführung der Außenbauteile,  
• die Anordnung der öffenbaren Fenster von stark verlärmten Räumen sowie von Lüftergruppen 

insbesondere zu den Gebäudeseiten, die von Gutenthal und Morbach abgewandt sind,  
• die bevorzugte Nutzung von Fahrtrouten, die durch Gebäude oder Lärmschutzwälle abge-

schirmt sind. 

Die Einhaltung der maximalen Schallabstrahlung ist in der Regel im Genehmigungsverfahren geeig-
net nachzuweisen. Sie unterliegt auch im späteren Betrieb der behördlichen Überwachung.  

In der Abwägung der Belange der gewerblichen Wirtschaft auf angemessene Nutzbarkeit zu denen 
der Bevölkerung auf Schutz vor Lärm hat der Zweckverband verhältnismäßig niedrige Werte der zu-
lässigen Schallabstrahlung für ein Industriegebiet festgelegt. Dabei hat der Zweckverband rechneri-
sche Überschreitungen der maßgeblichen Lärmwerte an einzelnen Immissionsorten als hinnehmbar 
eingestuft, da sie kleiner als 1 dB sind, also innerhalb der Toleranzgrenze liegen, die die TA Lärm als 
vertretbar nennt. Diese Bewertung wurde abwägend vorgenommen, da eine ansonsten erforderliche 
noch stärkere Reduzierung der zulässigen Schallabstrahlung die Funktionsfähigkeit des geplanten 
Industriegebietes grundsätzlich in Frage stellen würde. 
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9.3.5 Anderweitig in Betracht kommende Planungsmöglichkeiten 

Es ist geplant, für den interkommunalen Gewerbestandort HuMos das dritte Teilgebiet zu ändern 
bzw. zu ergänzen.42 Durch das vorhandene Industriegebiet bestehen im unmittelbaren Nahbereich 
bereits sehr hohe Vorbelastungen vor allem für das Landschaftsbild. Da in dem geplanten Teilgebiet 
ebenfalls große Bauwerke durch eine bereits ansässige Firma geplant sind, ist auch aus Gründen 
des Landschaftsschutzes die bereits vorbelastete Fläche einem aktuell nicht belasteten Raum vorzu-
ziehen. 

Zur geplanten Erweiterung des Gewerbeparks HuMos wird zudem aufgeführt, dass die geplante Er-
weiterungsfläche im Teilgebiet 3 vor allem der betriebsbedingt notwendigen Erweiterung der vor-
handenen Betriebe dient. Aus diesem Grunde sind hier für die Standortwahl auch die Notwendig-
keiten bestimmter Betriebsabläufe zu berücksichtigen. 

9.4 ZUSÄTZLICHE ANGABEN 

9.4.1 Verwendete technische Verfahren 

Alle durchgeführten Untersuchungen wurden nach den einschlägigen fachspezifischen Kriterien ab-
gewickelt. 

Die Ermittlung zu Natur und Landschaft beruht im Wesentlichen auf den Vorgaben der Landschafts-
planung für die Einheitsgemeinde Morbach, einer örtlichen Überprüfung der Gegebenheiten sowie 
einer aktualisierten und konkretisierten Biotoptypenkartierung. Auch die Flächennutzungsplanung so-
wie die ausführlichen Planunterlagen für das Teilgebiet HuMos 1 und 3 inklusive einer Sichtkontakt-
zonenanalyse, Lärmgutachten und ornithologischen Gutachten wurden ausgewertet. Diese und wie-
terhin zur Verwendung gekommene Daten, etwa zu FFH-Gebieten oder zu den ‘streng geschützten 
Arten’ sind den Fußnoten bzw. der Literaturliste zum Fachbeitrag Naturschutz zu entnehmen. 

Technische Verfahren im engeren Sinne kamen zur Beurteilung der Immissionen durch Geräusche 
und Gerüche sowie zum Wasserhaushalt zur Anwendung. 

Die Beurteilung von Geräuschen erfolgte u.a. auf der Grundlage von komplexen Ausbreitungsrech-
nungen. Für Gewerbelärm wurde u. a. die DIN ISO 9613-2 ‚Dämpfung des Schalls bei der Aus-
breitung im Freien, Teil 2: Allgemeines Berechnungsverfahren’ (Entwurf) vom September 1997 an-
gewandt.  

Zur Beurteilung von Gerüchen aus landwirtschaftlichen Betrieben im Norden der Ortslage von Gu-
tenthal wurden computergestützte Simulationen gemäß der Geruchsimmissions-Richtlinie (GIRL) 
nach dem Modell ‘Odif’ durchgeführt. 

Das Entwässerungskonzept zum Umgang mit dem Niederschlagswasser verwendete Bemessungsbe-
rechnungen gemäß der Arbeitsblätter ATV A 117 und A 138.  

9.4.2 Eventuelle Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der erforderlichen Angaben 

Da das Plangebiet planungsrechtlich relativ unproblematisch ist, konnten alle erforderlichen Infor-
mationen ohne Schwierigkeiten zusammengestellt werden. Dies beruht darauf, dass neben dem Flä-

                                           
42  Die Frage nach dem generellen Standort des interkommunalen Gewerbegebietes ‘HuMos’ wurde im Rahmen 

mehrerer Planungen geklärt (AG LANDSCHAFTSÖKOLOGIE UND LANDSCHAFTSPLANUNG 1993; AG LAND-
SCHAFTSÖKOLOGIE UND PLANUNG 1995; GRUPPE HARDTBERG 2003) und spielt in der vorliegenden Pla-
nung keine Rolle mehr, wird hier folglich auch nicht weiter behandelt. Relevant ist lediglich die Frage nach dem 
exakten Standort und der möglichen Bebauung innerhalb des geplanten Teilgebietes. 
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chennutzungsplan und dem Landschaftsplan für das bestehende Teilgebiet 1 und 3 des Gewerbe-
parks HuMos sehr ausführliche Planungen vorliegen (siehe Literaturliste zum Fachbeitrag Natur-
schutz).  

9.4.3 Geplante Maßnahmen zur Überwachung der wesentlichen Auswirkungen auf die 
Umwelt (Monitoring) 

Maßnahmen des Planungsträgers 

Gemäß Vorgabe des Baugesetzbuches § 4 c überwachen die Gemeinden „… die erheblichen Um-
weltauswirkungen, die auf Grund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten, um insbesondere 
unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und in der Lage zu sein, geeig-
nete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen.“ 

Es ist bei derzeitigem Kenntnisstand nicht auszuschließen, dass der Quellbereich im „Braunebruch“ 
(Gemarkung Morbach, Flur 19, Flurstück 42/1) durch den Auflastdruck der geplanten Gebäude 
beeinträchtigt wird.  

Zu Beginn der Planung zum Teilgebiet 3 war eine Beeinträchtigung dieses § 28-Biotops43 trotz 
vorgesehener Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen nicht mit Sicherheit auszuschließen. 
Deshalb wurde für diesen nach § 28 LNatSchG pauschal geschützten Biotoptyp frühzeitig eine 
Befreiung von den Bestimmungen des Landesnaturschutzgesetzes beantragt. Die Obere 
Naturschutzbehörde hatte die Befreiung mit Datum vom 11. März 2008 erteilt, u.a. da eine Prüfung 
von Alternativstandorten bereits erfolgt war und durch betriebliche Belange sowie durch die 
bestehende Vorbelastung des Landschaftsbildes keine weiteren Alternativen sinnvoll erschienen.  

Zitat aus dem Umweltbericht ‘HuMos – Teilgebiet 3’: „Sollte sich erweisen, dass es durch das ge-
plante Baugebiet zu einer Beeinträchtigung des Quellbereiches kommt, wurden vorgreifend Maß-
nahmen im Umweltbericht ‘(zu Teilgebiet 3)’ formuliert, die dann durchgeführt würden. Alternativ 
wird die Maßnahme vorab durch die Gemeinde Morbach durchgeführt. Sollte sich durch das Mo-
nitoring erweisen, dass es durch die Planung zu keiner Beeinträchtigung des Quellbereiches kommt, 
wird die Maßnahmen dem Ökokonto der Gemeinde gutgeschrieben.“ 

Mit der Planung zur 1. Änderung des Bebauungsplanes und der 2. Änderung des Flächennutzungs-
planes ergibt sich rechtlich keine geänderte Situation, da der Befreiungsantrag bereits eine bauliche 
Nutzung der jetzt überplanten Flächen vorsah. Die konkrete Überschüttung von Flächen im Einzugs-
bereich des Biotops wird aber erst in Realisierung der 1. Bebauungsplanänderung zum Teilgebiet 3 
erfolgen. Deshalb bleiben die vorsorglichen Ausgleichsmaßnahmen bestehen. 

Das Monitoringkonzept für das § 28 Biotop wird daher für weitere fünf Jahre ab dem Baubeginn 
fortgeführt und danach, wie oben dargelegt, entschieden. Im Zeitraum von 5 Jahren ab dem 
Baubeginn ist regelmäßig zweimal im Jahr eine Begehung mit pflanzensoziologischer Untersuchung 
und Bilddokumentation durchzuführen. Die Ergebnisse des Monitorings sind der oberen 
Naturschutzbehörde jährlich mitzuteilen. 

Mit der vorliegenden Planung werden die Maßnahmen - unabhängig einer möglichen Beeinträchti-
gung des Quellbereiches - durchgeführt. 

Pflichten Dritter zum Monitoring gemäß Baugesetzbuch 

In der Konzeption des Baugesetzbuches sind zum Monitoring zwei Zuständigkeiten verankert: einer-
seits die Gemeinde mit den von ihr geplanten Überwachungsmaßnahmen, andererseits die Behör-

                                           
43  damals § 28 nach Landesnaturschutzgesetz von Rheinland-Pfalz, jetzt Bundesnaturschutzgesetz § 30 
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den, die der Gemeinde gemäß § 4 Abs.3 BauGB Informationen bereitstellen müssen. Die Unter-
richtungspflicht zu erheblichen, insbesondere unvorhergesehenen nachteiligen Auswirkungen auf die 
Umwelt ist dabei als ‚Bringschuld’44 zu sehen.  

Danach kann die Gemeinde erwarten, dass ihr die Fachbehörden die in deren Zuständigkeit anfal-
lenden Erkenntnisse zu unvorhergesehenen nachteiligen Umweltauswirkungen mitteilen. Nach der 
gesetzlichen Gewichtung haben zusätzliche, eigens aus Anlass des Bebauungsplans von der Ge-
meinde durchzuführende Überwachungsmaßnahmen nur ergänzende Funktion.45 

• An dieser Stelle ist auf die teilweise umfangreich bestehenden behördlichen Überwachungs-
instrumentarien zu verweisen. Zu nennen sind in Hinblick auf die vorliegende Planung bei-
spielsweise:  

• Informationen zu anlagenbezogenen Überwachungsmaßnahmen/Messungen bei Immissions-
schutzbehörden,  

• Überwachung von wassergefährdenden Anlagen, Gewässernutzungen, Einleitungen im Rah-
men der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie durch die zuständigen Wasserbehörden, 

• Überwachungen im Zusammenhang mit der Trinkwassergewinnung, Überwachungsauflagen 
bei Baumaßnahmen im Grundwasserbereich, Grundwasserabsenkungen etc. durch die zu-
ständigen Wasserbehörden, 

• Überwachung von Wasserschutzgebieten durch Messungen, spezielle Überwachungsanforde-
rungen an Eigentümer und Nutzer durch die Wasserbehörden, 

• Überwachung zur Identifikation von Abweichungen von fachbehördlichen Auflagen bzgl. des 
Umgangs mit Abfällen durch die zuständige Behörde bei Vorhaben mit speziellen abfallrecht-
lichen Erfordernissen.  

9.5 ALLGEMEINVERSTÄNDLICHE ZUSAMMENFASSUNG 

Der Zweckverband ‘Gewerbepark Hunsrück-Mosel HuMos’ beabsichtigt in Anlehnung an den Flä-
chennutzungsplan der verbandsfreien Gemeinde Morbach die Ausweisung und rechtliche Absiche-
rung der 1. Änderung des 3. Teilgebietes für den interkommunalen Gewerbepark HuMos.  

Durch das vorhandene Gewerbegebiet bestehen im unmittelbaren Nahbereich bereits sehr hohe 
Vorbelastungen vor allem für das Landschaftsbild. 

In der Entwicklungskonzeption des Landschaftsplanes ist das Plangebiet als ‘Flächen für die Land-
wirtschaft mit besonderen Anforderungen an die Entwicklung vernetzender und landschaftsstruktu-
rierender Elemente’ dargestellt. Im Flächennutzungsplan der Gemeinde Morbach ist der größte Teil 
des Plangebietes als landwirtschaftliche Nutzflächen dargestellt. 

Die Böden des Untersuchungsgebietes sind Tonschiefer - Sandstein - Verwitterungsböden mit relativ 
geringem Filtervermögen und mittlerer Empfindlichkeit gegenüber Versauerung. Die Böden sind in 
ebenen Lagen staunässeempfindlich. Vor allem aufgrund der Vorbelastung durch die landwirtschaft-
liche Intensivnutzung weisen die Böden des Untersuchungsgebietes eine geringe bis mittlere Schutz-
würdigkeit auf.  

Die Bedeutung der Flächen des Plangebietes für den Grundwasserhaushalt und die Grundwasser-
neubildung ist gering bis mittel. Die im Plangebiet vorhandene Ackernutzung ist für die 

                                           
44  Ernst, Zinkahn, Bielenberg: Baugesetzbuch Kommentar, München, dort § 4c Rdnr. 23 

45  vgl. Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung: BBR-Online-Publikation Nr.5/2006, dort S.18 
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Abflussrückhaltung ungünstig. Östlich des Plangebietes ist ein Quellbereich vorhanden. Dieser wird 
als naturferner Graben gefasst. Der Quellbereich und die umgebende Feuchtwiese sind nach der 
vorliegenden Planung nicht direkt betroffen und bleiben in ihrem Bestand erhalten.  

Das Plangebiet ist aufgrund seiner Lage auf einer Hochfläche vor allem von überregionalen Luft-
austauschprozessen beeinflusst. Die offenen, als Acker und Grünland genutzten Flächen des Plan-
gebietes sind Kaltluftentstehungsgebiete. Frischluftbedarfsgebiete werden durch das Plangebiet nicht 
beeinflusst.  

Der Bereich des geplanten Baugebietes ist als relativ ausgeräumte Landschaft aktuell geprägt durch 
das Gewerbegebiet (Teilgebiet 1 und 3) sowie intensive landwirtschaftliche Nutzung. Lediglich öst-
lich des Plangebietes sind naturnahe Strukturen vorhanden. Neben einigen Laubgehölzen ist hier vor 
allem eine gut ausgeprägte Feuchtwiese mit Quellstandort zu nennen. Dieses Biotop ist nach § 30 
Bundesnaturschutzgesetz pauschal geschützt und wurde in die Biotopkartierung des Landes 
aufgenommen. 

Bei Verwirklichung des geplanten gewerblichen Baugebietes bleiben die o.g. geschützten Biotopty-
pen erhalten.  

Aufgrund der Vorbelastung des Gewerbegebietes und der vorhandenen Nutzungs- und Biotoptypen 
sind im Bereich des Plangebietes kaum schutzwürdige oder empfindliche Tierarten zu nennen. Als 
Jagdhabitat wird die Fläche u.a. durch die streng geschützten Arten Mäusebussard oder Graues 
Langohr genutzt. Aufgrund der hohen Nutzugsintensität auf der Fläche sind die betroffenen Räume 
aber leicht ersetzbar. 

Das Landschaftsbild im Bereich des Bebauungsplangebietes ist geprägt durch das großflächige Ge-
werbegebiet mit hohen Bauwerken und die intensiv genutzten, strukturarmen landwirtschaftlichen 
Nutzflächen. 

Das geplante Neubaugebiet ist weithin einsehbar, allerdings besteht eine sehr hohe Vorbelastung 
durch das bestehende Gewerbegebiet. Im weiten Umkreis sind für das bestehende Gewerbegebiet 
sowie im Rahmen von Bodenordnungsverfahren Sichtschutzpflanzungen durchgeführt worden, die 
auch für den vorliegenden Abschnitt ihre Wirksamkeit haben. Das Landschaftsbild weist insgesamt 
eine geringe Schutzwürdigkeit auf.  

Aufgrund der Strukturarmut des Raumes durch die landwirtschaftliche Intensivnutzung, der Nähe des 
Gewerbegebietes sowie der B 327 mit hoher Verkehrsbelastung ist das Planungsgebiet für die Er-
holungsnutzung wenig geeignet.  

Erwähnenswerte Sachgüter sind, neben den Ackerflächen, im Bereich des Planungsgebietes nicht 
vorhanden. Naturdenkmäler, Bodendenkmäler oder archäologische Fundstellen, Kulturdenkmäler 
oder kulturhistorisch bedeutsame Nutzungsformen sind im Planungsgebiet nicht bekannt. 

Aufgrund der für die FFH-relevanten Arten geringen Lebensraumeignung der vorhandenen Biotopty-
pen im Planungsgebiet und den relativ hohen Abständen zu EU-Vogelschutzgebieten ist festzustellen, 
dass durch die geplante Baumaßnahme keine relevanten Auswirkungen auf FFH-Gebiete oder EU-
Vogelschutzgebiete zu erwarten sind. 

Die mittelfristige Entwicklungsprognose für das Untersuchungsgebiet ohne das geplante Vorhaben 
entspricht der derzeitigen landwirtschaftlichen Intensivnutzung.  

Die bei der Realisierung der Baumaßnahme entstehenden Eingriffe und Abweichungen von grund-
sätzlichen Zielvorstellungen betreffen vor allem die Schutzgüter ‘Boden’ und ‘Wasser’. 

Durch die aufgezeigten Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen wie  
• Erhalt schutzwürdiger Biotopflächen östlich des Plangebietes 



Gemeinde Morbach • 2. Änderung des Flächennutzungsplans  
im Bereich ‚Gewerbepark Hunsrück-Mosel -HuMos- Teilgebiet 3’ Begründung 

Fassung zur Genehmigung  Dezember 2016 Seite 47 

• Optimierung der Regenwasserversickerung 
• schonender Umgang mit dem Boden während der Bautätigkeit 

können einzelne Auswirkungen auf Natur und Landschaft in ihrer Intensität und Reichweite vermin-
dert werden.  

Verbleibende Beeinträchtigungen, die durch weitere landespflegerische Maßnahmen zu kompensie-
ren sind, sind vor allem 

• der Verlust aller Bodenfunktionen durch Versiegelung auf ca. 2,53 ha,  
• auf dieser Fläche ein Lebensraumverlust für Pflanzen und Tiere sowie  

• eine Verringerung der Grundwasserneubildungseignung. 

• die Beeinträchtigung von Bodenfunktionen durch Auftrag von Boden, Verdichtung (1,66 ha) 

• Beeinträchtigung des Mikroklimas 

• die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes 

Weiterhin zu erwähnen ist die Überplanung einer Gewerbefläche mit Pflanzverpflichtung (0,92 ha). 

Kompensationsschwerpunkte für die Eingriffe in Natur und Landschaft sind im Bereich des Plange-
bietes vor allem die landschaftsgerechte Eingrünung durch großflächige Gehölzpflanzungen, die 
Entsiegelung eines asphaltierten Wirtschaftswegeabschnitts sowie die Extensivierung angrenzender 
Ackerflächen zur Aufwertung der Bodenfunktionen und Optimierung als Lebensraum und Jagdhabi-
tat für Offen- und Halboffenlandarten. 

Negative Auswirkungen durch Lärm auf umliegende Siedlungsgebiete werden durch Vorschriften auf 
Ebene des Bebauungsplans zu Obergrenzen der Schallabstrahlung vermieden. 
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VERFAHRENSVERMERKE 

1. Aufstellungsbeschluss: 

Der Gemeinderat der Gemeinde Morbach hat in seiner Sitzung am 13. Mai 2014 die Auf-
stellung dieser Flächennutzungsplanänderung gemäß § 2 Abs. 1 BauGB beschlossen.  

2. Öffentliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses: 

Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses gemäß § 2 Abs. 1 BauGB 
i.V.m. § 1 Abs. 8 BauGB erfolgte am 06. Juni 2014 durch Veröffentlichung in der ‚Mor-
bacher Rundschau’. 

3. Frühzeitige Beteiligung der Behörden: 

Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 Abs. 1 BauGB wurde mit Schreiben vom 8. Januar 2015 eingeleitet. Hierin wurde auch 
zur Äußerung im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Um-
weltprüfung (sog. Scoping) aufgefordert. Die Frist für die Abgabe der Stellungnahmen ende-
te am 27. Februar 2015. 

4. Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit: 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte durch Be-
kanntmachung in der ‚Morbacher Rundschau’ am 30. Januar 2015 verbunden mit der Ge-
legenheit zur weitergehenden Information sowie zur Äußerung und Erörterung in der Ge-
meindeverwaltung bis zum 27. Februar 2015.  

5. Prüfung der Anregungen: 

Der Gemeinderat der Gemeinde Morbach hat die vorliegenden Anregungen gemäß § 4 
Abs. 1 BauGB sowie § 3 Abs. 1 BauGB in seiner Sitzung am 22. September 2015 geprüft 
und das Ergebnis mitgeteilt. 

6. Beschluss der Entwurfsfassung: 

Der Gemeinderat der Gemeinde Morbach hat in seiner Sitzung am 22. September 2015 
den Entwurf bestätigt und zur Auslegung bestimmt.  

7. Bekanntmachung der Auslegung: 

Die ortsübliche Bekanntmachung der Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte am 
20. Mai 2016 durch Bekanntmachung in der ‚Morbacher Rundschau’. 

Es wurde darauf hingewiesen, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind 
und ausgelegt werden.  
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8. Beteiligung der Behörden: 

Das Verfahren zur förmlichen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB wurde mit Schreiben vom 03. Mai 2016 eingeleitet. Die 
Frist für die Abgabe der Stellungnahmen endete am 01. Juli 2016. 

9. Auslegung des Entwurfs der Flächennutzungsplanänderung: 

Der Entwurf der Flächennutzungsplanänderung mit der Begründung einschließlich Umwelt-
bericht sowie die wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen la-
gen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 30. Mai 2016 bis zum 01. Juli 2016 aus. 

10. Prüfung der Anregungen: 

Der Gemeinderat der Gemeinde Morbach hat die fristgemäß eingegangenen Anregungen 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB sowie § 3 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung am 14. November 
2016 geprüft. Das Ergebnis der Prüfung wurde anschließend mitgeteilt. 

11. Feststellungsbeschluss: 

Aufgrund der §§ 1 bis 7 BauGB hat der Gemeinderat der Gemeinde Morbach die Flächen-
nutzungsplanänderung in seiner Sitzung am 14. November 2016 beschlossen.  

12. Genehmigungsverfahren: 

Das Genehmigungsverfahren gemäß § 6 BauGB wurde am ................. eingeleitet. Die 
Genehmigung wurde am ................. erteilt. 

 

 

 
 

 

 

 

..................................... …………................ 
Unterschrift Dienstsiegel 

13. Bekanntmachung der Genehmigung: 

Die Erteilung der Genehmigung wurde am ................. durch Veröffentlichung in der ‚Mor-
bacher Rundschau’ bekannt gegeben. 
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